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Nr. 134

Änderungen und Ergänzungen zum 
Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 

Diözesen – ABD –

Beschlüsse der Kommission für das Arbeitsvertragsrecht der 
bayerischen Diözesen vom 25. November 2020

–	� ABD Teil B, 4.1. (Sonderregelungen für die Arbeitsverhältnisse arbeitsver­
traglich beschäftigter Lehrkräfte an Schulen in kirchlicher Trägerschaft)

	 hier: redaktionelle Änderungen
zum 1. Januar 2021

–	� ABD Teil B, 4.1. (Sonderregelungen für die Arbeitsverhältnisse arbeits­
vertraglich beschäftigter Lehrkräfte an Schulen in kirchlicher Träger­
schaft) 

	 hier: Beurteilung befristet beschäftigter Lehrkräfte u. a.
zum 1. Januar 2021

–	� ABD Teil B, 4.1. Anlage D (Sonderregelungen für die Arbeitsverhältnisse 
arbeitsvertraglich beschäftigter Lehrkräfte an Schulen in kirchlicher 
Trägerschaft) 

	 hier: Änderung der Bestimmungen für Schulleiterinnen und Schulleiter
zum 1. Januar 2021

–	� ABD Teil A, 1. Kündigungsfristen (Ergänzung von Teil A, 1. Abschnitt VII: 
Sonderregelungen Anlage zu § 44) 

	 hier: Kündigungszeitpunkte
zum 1. Januar 2021

– 	� ABD Teil E, 4. Regelungen für Studierende in ausbildungsintegrierten 
dualen Studiengängen 

	� hier: Umsetzung des Tarifvertrags für Studierende in ausbildungsintegrier­
ten dualen Studiengängen im öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29.01.2020

rückwirkend zum 1. August 2020
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–	� ABD Teil E, 1.1. (Regelungen für Auszubildende)
	� hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 9 vom 29. Januar 2020 

zum Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – 
Allgemeiner Teil – vom 13. September 2005, sowie Umsetzung des Ände­
rungstarifvertrags Nr. 10 vom 29. Januar 2020 zum Tarifvertrag für Auszu­
bildende des öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Besonderer Teil BBiG – vom 
13. September 2005

rückwirkend zum 1. August 2020

–	� ABD Teil A, 1. (Allgemeiner Teil) und
	� ABD Teil A, 2.13 (Regelung über das Lohngruppenverzeichnis zum  

ABD) und ABD Teil A, 2.14. (Lohngruppenverzeichnis) und ABD Teil A, 3. 
(Regelung zur Überleitung der Beschäftigten und des Übergangsrechts) 

	� hier: Umsetzung des 13. und 14. Landesbezirklichen Tarifvertrags hand­
werklicher Bereich Bayern 

zum 1. Januar 2021

–	� ABD Teil A, 1. § 7a (Kurzarbeit) und Anlage J (Dienstvereinbarung zur 
Einführung von Kurzarbeit) 

	 hier: Verlängerung der Regelung zur Kurzarbeit und Änderung 
zum 1. Januar 2021

	�
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ABD Teil B, 4.1.
(Sonderregelungen für die Arbeitsverhältnisse 
arbeitsvertraglich beschäftigter Lehrkräfte an 

Schulen in kirchlicher Trägerschaft)
hier: redaktionelle Änderungen

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil B, 4.1.1.

Das ABD Teil B, 4.1.1. wird wie folgt geändert: 

1. 	� Die Protokollnotiz zu Nummer 5 c Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

	� „Protokollnotiz zu Absatz 1:
	� 1Einbezogen sind auch Lehrkräfte an Realschulen mit Führungsaufgaben nach Nr. 5 a 

Absatz 3 Satz 2, Lehrkräfte als Systembetreuer nach Nr. 5 b Absatz 2, Beratungslehrkräf­
te nach Nr. 5 b Absatz 5 und Schulpsychologen nach Nr. 5 b Absatz 7, die in Besoldungs­
gruppe 13 eingruppiert sind und die aufgrund ihrer Funktion eine Zulage in Höhe des 
Unterschiedsbetrags zwischen dem Entgelt ihrer Besoldungsgruppe und der Besoldungs­
gruppe 14 erhalten. 2Ausgenommen sind Lehrkräfte mit Führungsaufgaben nach Nr. 5 a 
Absatz 3 Satz 2 sowie Lehrkräfte als Systembetreuer nach Nr. 5 b Absatz 2 und Be­
ratungslehrkräfte nach Nr. 5 b Absatz 5, deren Eingruppierung niedriger als Besoldungs­
gruppe 13 ist und die aufgrund ihrer Funktion eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbe­
trags zwischen dem Entgelt ihrer Besoldungsgruppe und der Besoldungsgruppe A 13 
oder einer niedrigeren Besoldungsgruppe erhalten.“ 

2. 	 Nummer 5 c Absatz 4 wird wie folgt geändert:

	 a) 	 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

		�  „2Erhalten Systembetreuer nach Nr. 5 b Absatz 2, Beratungslehrkräfte 
nach Nr. 5 b Absatz 5 oder Schulpsychologen nach Nr. 5 b Absatz 7 
eine Dienstzulage nach dieser Vorschrift, so wird diese für die Dauer 
der Tätigkeit auf das Entgelt angerechnet.“

	 b) 	 Die Protokollnotiz zu Absatz 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:
		  „Protokollnotiz zu Absatz 4: 
		�  Endet die Übertragung der Führungsaufgaben oder die Tätigkeit als Systembetreuer, 

Beratungslehrkraft oder Schulpsychologe, so bleibt die Dienstzulage erhalten und 
wird (erstmals) vollständig ausbezahlt.“
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Artikel 2 
Änderungen des ABD Teil B, 4.1.3.

Das ABD Teil B, 4.1.3. wird wie folgt geändert: 

Nummer 5 a wird wie folgt geändert:

1. 	 Nach Absatz 1 wird folgende Protokollnotiz eingefügt:
	 „Protokollnotiz zu Absatz 1:
	� 1Einbezogen sind auch Lehrkräfte als Systembetreuer nach Nr. 5 b Absatz 2, Beratungs­

lehrkräfte nach Nr. 5 b Absatz 5 und Schulpsychologen nach Nr. 5 b Absatz 7, die in Be­
soldungsgruppe 12 eingruppiert sind und die aufgrund ihrer Funktion eine Zulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen dem Entgelt ihrer Besoldungsgruppe und der Besol­
dungsgruppe 13 bzw. A 13 mit Amtszulage erhalten. 2Ausgenommen sind Lehrkräfte als 
Systembetreuer nach Nr. 5 b Absatz 2 und Beratungslehrkräfte nach Nr. 5 b Absatz 5, 
deren Eingruppierung niedriger als Besoldungsgruppe 12 ist und die aufgrund ihrer Funk­
tion eine Zulage in Höhe des Unterschiedsbetrags zwischen dem Entgelt ihrer Besol­
dungsgruppe und der Besoldungsgruppe A 12 oder einer niedrigeren Besoldungsgruppe 
erhalten.“ 

2. 	 Es wird folgender Absatz 4 angefügt: 

	� „(4) Erhalten Systembetreuer nach Nr. 5 b Absatz 2, Beratungslehrkräfte 
nach Nr. 5 b Absatz 5 oder Schulpsychologen nach Nr. 5 b Absatz 7 eine 
Dienstzulage nach dieser Vorschrift, so wird diese für die Dauer ihrer Tätig­
keit auf das Entgelt angerechnet. 

	 Protokollnotiz zu Absatz 4: 
	� Endet die Tätigkeit als Systembetreuer, Beratungslehrkraft oder Schulpsychologe, so 

bleibt die Dienstzulage erhalten und wird (erstmals) vollständig ausbezahlt.“

Artikel 3 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Januar 2021 in Kraft.
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ABD Teil B, 4.1.
(Sonderregelungen für die Arbeitsverhältnisse 
arbeitsvertraglich beschäftigter Lehrkräfte an 

Schulen in kirchlicher Trägerschaft)
hier: Beurteilung befristet beschäftigter Lehrkräfte u. a.

Artikel 1 
Änderung des ABD Teil B, 4.1. Anlage D

Das ABD Teil B, 4.1. Anlage D Abschnitt A wird wie folgt geändert:

1. 	� Die Erläuterung zur Überschrift 4.2. Periodische Beurteilungen wird wie 
folgt geändert: 

	 Das Wort „unbefristet“ wird gestrichen. 

2. 	 Punkt 4.2.2. Buchstabe a) wird wie folgt neu gefasst: 

	� „Periodisch zu beurteilen sind alle auf Lebenszeit verbeamteten Lehrkräfte 
des Katholischen Schulwerks und alle arbeitsvertraglich beschäftigten 
Lehrkräfte, sofern sie nicht unter Satz 2 fallen. Nicht periodisch beurteilt 
werden arbeitsvertraglich beschäftigte Lehrkräfte mit einer Unterrichtsver­
pflichtung von bis zu acht Wochenstunden, die aus einer weiteren haupt­
beruflichen Tätigkeit Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung oder 
einem berufsständischen Versorgungswerk zahlen bzw. Leistungen erhal­
ten bzw. Ansprüche aus der Künstlersozialversicherung haben. Für diese 
Lehrkräfte wird zum Ende der nach Teil B, 4.1. Anlagen A oder B vorge­
schriebenen Bewährungszeit eine Anlassbeurteilung erstellt, soweit sie 
nicht durch schriftliche und unwiderrufliche Erklärung auf den Bewäh­
rungsaufstieg verzichten.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Januar 2021 in Kraft.
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ABD Teil B, 4.1. Anlage D
(Sonderregelungen für die Arbeitsverhältnisse 
arbeitsvertraglich beschäftigter Lehrkräfte an 

Schulen in kirchlicher Trägerschaft)
hier: Änderung der Bestimmungen für Schulleiterinnen und 

Schulleiter

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil B, 4.1. Anlage D

Das ABD Teil B, 4.1. Anlage D Abschnitt B wird wie folgt geändert:

Punkt 2.1.1.2. d) wird wie folgt geändert:

1.	�  Das Wort „Kooperationsverhalten“ in der Überschrift wird durch das Wort 
„Zusammenarbeit“ ersetzt.

2.	� Beim Spiegelstrich „Informationsverhalten gegenüber dem Katholischen 
Schulwerk und dem Schulträger“ werden die Worte „und dem Schul­
träger“ gestrichen.

3.	� Nach dem Spiegelstrich „Informationsverhalten gegenüber dem Katho­
lischen Schulwerk“ wird folgender Spiegelstrich neu eingefügt: 

	� „–  �Intensive Zusammenarbeit mit dem Schulträger insbesondere im Hin­
blick auf Verwaltungs- und Rechtsangelegenheiten, Personalplanung, 
Haushaltsplanung und Etatverwaltung unter Berücksichtigung wirt­
schaftlicher Aspekte sowie Mitwirkung bei Schulentwicklungs- und 
Präventionskonzepten auf Trägerebene,“

 

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Januar 2021 in Kraft.
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ABD Teil A, 1. Kündigungsfristen
(Ergänzung von Teil A, 1. 

Abschnitt VII: Sonderregelungen Anlage zu § 44)
hier: Kündigungszeitpunkte

Artikel 1  
Änderung des ABD Teil A, 1. Anlage zu § 44

In der Anlage zu § 44 ABD Teil A, 1. wird folgender § 3 angefügt:

„§ 3 Abweichende Kündigungstermine 

(1) 	� In Ergänzung von § 30 Abs. 5 Satz 2 – Befristete Arbeitsverträge – können 
pädagogisch Beschäftigte in Kindertageseinrichtungen unter Einhaltung 
der dort geregelten Kündigungsfristen anstatt zum Kalendervierteljahr 
auch zum 31. August kündigen. 

(2) 	� In Ergänzung von § 34 Abs. 1 Satz 2 – Kündigung des Arbeitsverhältnisses 
– können pädagogisch Beschäftigte in Kindertageseinrichtungen unter 
Einhaltung der dort geregelten Kündigungsfristen anstatt zum Kalender­
vierteljahr auch zum 31. August kündigen.“ 

Artikel 2  
Inkrafttreten

Diese Änderung tritt zum 1. Januar 2021 in Kraft.
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ABD Teil E, 4. Regelungen für Studierende in 
ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen

hier: Umsetzung des Tarifvertrags für Studierende in 
ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen im 
öffentlichen Dienst (TVSöD) vom 29. Januar 2020

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil E

Das ABD Teil E wird wie folgt geändert:

Nach Teil E, 3. wird folgender Teil E, 4. eingefügt:

„E, 4. (Regelungen für Studierende in ausbildungsintegrierten dualen Studien­
gängen)

§ 1  
Geltungsbereich, Begriffsbestimmungen

(1) 	� 1Diese Regelung gilt für Personen, die mit Verwaltungen und Betrieben 
einen Vertrag für die Teilnahme an einem ausbildungsintegrierten dualen 
Studiengang schließen. 2Die Personen werden nachfolgend Studierende 
genannt. 3Voraussetzung dafür, dass dieser Tarifvertrag auf Studierende 
Anwendung findet, ist auch, dass die Studierenden in einem Beruf ausge­
bildet werden, der von

	� –	 § 1 Abs. 1 Buchst. a),

	� –	 § 1 Abs. 1 Buchst. b),

	� –	 § 1 Abs. 1 Buchst. c),

	� des Teils E, 1. erfasst wird. 

(2) 	� 1Ausbildender ist, wer andere Personen zur Ausbildung einstellen darf. 
2Die Ausbildereigenschaft bestimmt sich nach dem Aufbau der Verwal­
tung.

(3) 	� 1Das ausbildungsintegrierte duale Studium verbindet auf der Grundlage 
eines schriftlichen Ausbildungs- und Studienvertrags eine betriebliche 
Ausbildung, die von Absatz 1 Satz 3 erfasst wird, mit einem Studium, das 
in einem vom Ausbildenden vorgegebenen Studiengang an einer Hoch­
schule absolviert wird. 2Das ausbildungsintegrierte duale Studium gliedert 
sich in einen Ausbildungsteil und einen Studienteil, die beide jeweils dem 
Erreichen der entsprechenden Abschlussqualifikation dienen. 3Dabei bein­
haltet der Studienteil des ausbildungsintegrierten dualen Studiums fach­
theoretische Studienabschnitte an der Hochschule (Lehrveranstaltungen) 
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und berufspraktische Studienabschnitte beim Ausbildenden oder einem 
von dem Ausbildenden zu bestimmenden Dritten. 

§ 2  
Ausbildungs- und Studienvertrag, Nebenabreden

(1) 	� 1Vor Beginn des Ausbildungs- und Studienverhältnisses ist ein schriftlicher 
Ausbildungs- und Studienvertrag zu schließen, der neben der Bezeich­
nung des beabsichtigten Studienabschlusses (Studienteil) und des in­
tegrierten Ausbildungsberufes (Ausbildungsteil) mindestens folgende 
Angaben enthält: 

	� a) 	� die maßgebliche Studien- und Prüfungsordnung in der jeweils gelten­
den Fassung, die kooperierende Hochschule, den Aufbau und die 
sachliche Gliederung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums, 
die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils 
geltenden Fassung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung des 
Ausbildungsteils,

	� b) 	� Beginn, Dauer und Verteilung des Studienteils einschließlich berufs­
praktischer Studienabschnitte (Studienplan) und Festlegung der dies­
bezüglichen Teilnahmepflicht sowie Beginn, Dauer und Verteilung des 
Ausbildungsteils (Ausbildungsplan), 

	� c) 	� Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungs- 
und Studienzeit,

	� d) 	� Dauer der Probezeit,

	� e) 	� Zahlung und Höhe des Studienentgelts sowie Studiengebühren, 

	� f) 	� Dauer und Inanspruchnahme des Urlaubs, 

	� g) 	� Voraussetzungen, unter denen das Vertragsverhältnis gekündigt wer­
den kann, 

	� h) 	� Bindungs- und Rückzahlungsbedingungen,

	� i) 	� die Geltung dieses Tarifvertrages sowie einen in allgemeiner Form ge­
haltenen Hinweis auf die Betriebs- und Dienstvereinbarungen, die auf 
das Ausbildungs- und Studienverhältnis anzuwenden sind,

	� j) 	� die Form des Ausbildungsnachweises nach dem Berufsbildungsge­
setz (BBiG) für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Buchst. a) Teil E, 1.

	�� 2Bei Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) Teil 
E, 1. mit einer integrierten Ausbildung nach dem Pflegeberufegesetz 
(PflBG) muss der Ausbildungs- und Studienvertrag darüber hinaus fol­
gende Angaben enthalten: 
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	� a) 	� den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Ausrichtung 
nach § 7 Abs. 4 Satz 2 PflBG, 

	� b) 	� Verpflichtung der Studierenden zum Besuch der Ausbildungsveran­
staltungen der Pflegeschule, 

	� c) 	� Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 19 Abs. 2 PflBG, 

	� d) 	� Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer im Sinne 
von § 5 Betriebsverfassungsgesetz oder des für den Ausbilder jeweils 
geltenden Landespersonalvertretungsgesetzes. 

(2) 	� 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 
2Sie können gesondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich 
vereinbart ist. 

(3) 	� 1Falls im Rahmen des Ausbildungs- und Studienvertrages eine Vereinba­
rung über die Gewährung einer Personalunterkunft getroffen wird, ist dies 
in einer gesondert kündbaren Nebenabrede festzulegen. 2Der Wert der 
Personalunterkunft wird auf das Studienentgelt mit der Maßgabe ange­
rechnet, dass der nach § 3 Abs. 1 Unterabs. 1, Teil D, 7. maßgebende 
Quadratmetersatz um 15 v. H. zu kürzen ist. 

§ 3  
Probezeit, Kündigung

(1) 	� Die Probezeit beträgt 

	� a) 	� drei Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Buchst. a) Teil E, 1. und 

	� b)	� sechs Monate für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 
Abs. 1 Buchst. b) oder c) Teil E, 1.

(2) 	� Während der Probezeit kann das Vertragsverhältnis von beiden Seiten 
jederzeit ohne Einhalten einer Kündigungsfrist gekündigt werden. 

(3) 	� Nach der Probezeit kann das Vertragsverhältnis unbeschadet der gesetz­
lichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 

	� a) 	� aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündi­
gungsfrist, 

	� b) 	� von den Studierenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 
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§ 4  
Ärztliche Untersuchungen

(1) 	� 1Studierende haben auf Verlangen des Ausbildenden vor ihrer Einstellung 
ihre gesundheitliche Eignung durch das Zeugnis einer Betriebsärztin/eines 
Betriebsarztes, einer Personalärztin/eines Personalarztes oder einer Amts­
ärztin/eines Amtsarztes nachzuweisen, soweit sich die Betriebsparteien 
nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. 2Für Stu­
dierende, die unter das Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) fallen, ist 
ergänzend § 32 Abs. 1 JArbSchG zu beachten. 

(2) 	� 1Der Ausbildende ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, Studieren­
de zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie 
in der Lage sind, die nach dem Ausbildungs- und Studienvertrag über­
nommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 2Bei der beauftragten Ärztin/dem 
beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen Betriebsarzt, 
eine Personalärztin/einen Personalarzt oder eine Amtsärztin/einen Amts­
arzt handeln, soweit sich die Betriebsparteien nicht auf eine andere Ärztin/
einen anderen Arzt geeinigt haben. 3Die Kosten dieser Untersuchung trägt 
der Ausbildende. 

(3) 	� Studierende, die besonderen Ansteckungsgefahren ausgesetzt, mit ge­
sundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt oder mit der Zubereitung 
von Speisen beauftragt sind, sind in regelmäßigen Zeitabständen oder auf 
ihren Antrag bei Beendigung des Ausbildungs- und Studienverhältnisses 
ärztlich zu untersuchen. 

§ 5  
Schweigepflicht, Nebentätigkeiten, Schadenshaftung

(1) 	� Studierende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren 
wie die Beschäftigten des Ausbildenden. 

(2) 	� 1Nebentätigkeiten gegen Entgelt haben Studierende ihrem Ausbildenden 
rechtzeitig vorher schriftlich anzuzeigen. 2Der Ausbildende kann die Ne­
bentätigkeit untersagen oder mit Auflagen versehen, wenn diese geeignet 
ist, die nach dem Ausbildungs- und Studienvertrag übernommenen Ver­
pflichtungen der Studierenden oder berechtigte Interessen des Ausbilden­
den zu beeinträchtigen. 

(3) 	� Für die Schadenshaftung der Studierenden finden die für die Beschäftig­
ten des Ausbildenden geltenden tariflichen Bestimmungen entsprechende 
Anwendung. 
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§ 6  
Nachweispflichten, Akteneinsichtsrecht

(1) 	� 1Die Leistungsnachweise aus dem Studienteil des ausbildungsintegrierten 
dualen Studiums sind Bestandteil der Personalakte der Studierenden. 
2Hierzu haben die Studierenden die von den Hochschulen auszustellen­
den Leistungsübersichten nach den jeweiligen Studien- und Prüfungsord­
nungen sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses unverzüglich nach 
Aushändigung dem Ausbildenden vorzulegen. 

(2) 	� 1Die Studierenden haben ein Recht auf Einsicht in ihre vollständigen Per­
sonalakten. 2Sie können das Recht auf Einsicht durch einen hierzu schrift­
lich Bevollmächtigten ausüben lassen. 3Sie können Auszüge oder Kopien 
aus ihren Personalakten erhalten.

(3) 	� 1Beurteilungen sind Studierenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die 
Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen. 

§ 7  
Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit

(1) 	� 1Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungs- und Studi­
enzeit und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit der Studierenden richten 
sich während der fachtheoretischen Abschnitte nach der jeweiligen Aus­
bildungs-, Studien- und Prüfungsordnung. 2Die durchschnittliche regel­
mäßige wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit der Studierenden, die 
nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richtet sich während 
der berufspraktischen Abschnitte beim Ausbildenden nach den für die Be­
schäftigten des Ausbildenden maßgebenden Vorschriften über die Ar­
beitszeit. 3Die Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Durchführung von berufs­
praktischen Abschnitten einschließlich der praktischen Ausbildung des 
Ausbildungsteils bei einem Dritten. 4In dem Ausbildungs- und Studien­
vertrag nach § 2 werden die berufspraktischen Abschnitte verbindlich in 
einem Ausbildungs- und Studienplan vereinbart. 

(2) 	� Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist 
den Studierenden dazu während der Ausbildungs- und Studienzeit Gele­
genheit zu geben. 

(3) 	� 1An Tagen, an denen Studierende fachtheoretische Studienabschnitte an 
der Hochschule absolvieren, gilt die tägliche Ausbildungs- und Studienzeit 
als erfüllt. 2Im Übrigen gelten für Studierende, die eine Ausbildung nach 
§ 1 Abs. 1 Buchst. a), Teil E, 1. absolvieren, Unterrichtszeiten einschließ­
lich der Pausen als Ausbildungs- und Studienzeit. 3Dies gilt auch für die 
notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, so­
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fern die praktische Ausbildung oder berufspraktische Studienabschnitte 
nach dem Unterricht fortgesetzt werden. 

(4) 	� Im Übrigen gilt für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Buchst. a), Teil E, 1., dass sie an Tagen, an denen sie im Rahmen ihres 
Ausbildungsteils an einem theoretisch betrieblichen Unterricht von min­
destens 270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, nicht zur prak­
tischen Ausbildung herangezogen werden dürfen. 

(5) 	� Studierende dürfen im Rahmen des Ausbildungs- und Studienzwecks 
auch an Sonntagen und Wochenfeiertagen und in der Nacht ausgebildet 
werden. 

(6) 	 �1Eine Beschäftigung, die über die nach Absatz 1 geregelte Ausbildungs- 
und Studienzeit hinausgeht, ist nur ausnahmsweise zulässig. 2§§ 21, 23 
JArbSchG, § 17 Abs. 7 BBiG und § 19 Abs. 3 PflBG bleiben unberührt. 

§ 8  
Studienentgelt und Studiengebühren

(1) 	� 1Studierende erhalten bis zum Ablauf des Kalendermonats, in dem die 
Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wird, ein Stu­
dienentgelt, das sich aus einem monatlichen Entgelt und einer monat­
lichen Zulage zusammensetzt. 2Das monatliche Entgelt beträgt 

	� a) 	� für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1.
	�	�  im ersten Ausbildungsjahr 	� 1.018,26 Euro 
	�	�  im zweiten Ausbildungsjahr 	 1.068,20 Euro 
	�	�  im dritten Ausbildungsjahr 	� 1.114,02 Euro 
	�	�  im vierten Ausbildungsjahr 	 1.177,59 Euro. 

	� b) 	� für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) Teil E, 1.
	�	�  im ersten Ausbildungsjahr 	� 1.140,69 Euro 
	�	�  im zweiten Ausbildungsjahr 	 1.202,07 Euro 
	�	�  im dritten Ausbildungsjahr 	� 1.303,38 Euro. 

	� c) 	� für Studierende nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) Teil E, 1.
	�	�  im ersten Ausbildungsjahr 	� 1.015,24 Euro 
	�	�  im zweiten Ausbildungsjahr 	 1.075,30 Euro 
	�	�  im dritten Ausbildungsjahr 	� 1.172,03 Euro. 

	� 3Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. 4Die Zulage erfolgt als monat­
liche Pauschale und damit unabhängig von der zeitlichen Verteilung der 
Ausbildungs- und Studienteile.

(2) 	� Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des 
Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wurde, erhalten die Studierenden 
anstelle des Studienentgelts nach Absatz 1 bis zur Beendigung des aus­
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bildungsintegrierten dualen Studiums ein monatliches Studienentgelt in 
Höhe von 

	� − 	� 1.250 Euro bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit 
einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a), Teil E, 1., 

	� − 	� 1.310 Euro bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit 
einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. c) Teil E, 1. und 

	� − 	� 1.440 Euro bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit 
einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) Teil E, 1. 

(3) 	� Das Studienentgelt ist zu demselben Zeitpunkt fällig wie das den Beschäf­
tigten des Ausbildenden gezahlte Entgelt. 

(4) 	� Der Ausbildende übernimmt die notwendigen Studiengebühren. 

(5) 	� Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden 
Schule oder wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung 
die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt, gilt für die Höhe des 
Studienentgelts nach Absatz 1 der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit 
des Ausbildungsteils verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit. 

(6) 	� Wird bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem 
Ausbildungsteil nach Maßgabe des § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1. die Aus­
bildungszeit des Ausbildungsteils

	� a) 	� im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung auf Verlangen der 
Studierenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, 
höchstens um ein Jahr, verlängert oder 

	� b) 	� auf Antrag der Studierenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von der zuständi­
gen Stelle oder nach § 27c Abs. 2 der Handwerksordnung (HwO) von 
der Handwerkskammer verlängert, wird während des Zeitraums der 
Verlängerung das Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung 
mit Satz 2 Buchst. a des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts 
des Ausbildungsteils gezahlt. 

(7) 	� 1Können Studierende bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studien­
gang mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1. ohne 
eigenes Verschulden die Abschlussprüfung des Ausbildungsteils erst nach 
beendeter Ausbildungszeit ablegen, erhalten die Studierenden bis zur Ab­
legung der Abschlussprüfung des Ausbildungsteils ein Studienentgelt 
nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchst. a) für den letzten 
regelmäßigen Ausbildungsabschnitt. 2Im Falle des Bestehens der Prüfung 
erhalten die Studierenden darüber hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt 
an, an dem der Ausbildungsteil geendet hat, den Unterschiedsbetrag zwi­
schen dem ihnen gezahlten Studienentgelt nach Satz 1 und dem für das 
vierte Ausbildungsjahr maßgebenden Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 
in Verbindung mit Satz 2 Buchst. a). 
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§ 8a  
Unständige Entgeltbestandteile

(1) 	� 1Für Studierende, deren berufspraktische Abschnitte einschließlich der 
praktischen Ausbildung des Ausbildungsteils an Samstagen, Sonntagen, 
Feiertagen und Vorfesttagen stattfinden, gelten die für die Beschäftigten 
des Ausbildenden geltenden Regelungen sinngemäß. 2Dies gilt auch für 
den Bereitschaftsdienst und die Rufbereitschaft, für die Überstunden und 
für die Zeitzuschläge.

(2) 	� 1Für Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) 
oder c) Teil E, 1. beträgt der Zeitzuschlag für Nachtarbeit mindestens  
1,28 Euro pro Stunde. 2Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 
Abs. 1 Buchst. b) oder c) Teil E, 1. erhalten unter denselben Voraussetzungen 
wie die beim Ausbildenden Beschäftigten im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 1 
Teil A, 1. 75 v. H. der Zulagenbeträge gemäß § 8 Abs. 5 und 6 Teil A, 1. 

§ 8b  
Sonstige Entgeltregelungen

(1) 	� (frei) 

(2) 	� Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1. 
können bei Vorliegen der geforderten Voraussetzungen 50 v. H. der Zulagen 
gewährt werden, die für Beschäftigte im Sinne des § 38 Abs. 5 Satz 1  
Teil A, 1. jeweils vereinbart sind. 

(3) 	� (frei) 

(4) 	� (frei) 

(5) 	� (frei)

(6) 	� (frei) 

§ 9  
Urlaub

(1) 	� Studierende erhalten Erholungsurlaub unter Fortzahlung ihres Studienent­
gelts in entsprechender Anwendung der für die Beschäftigten des Aus­
bildenden geltenden Regelungen mit der Maßgabe, dass der Urlaubsan­
spruch bei Verteilung der wöchentlichen Ausbildungszeit auf fünf Tage in 
der Kalenderwoche in jedem Kalenderjahr 30 Ausbildungstage beträgt.

(2) 	� Der Erholungsurlaub ist in der vorlesungs- und unterrichtsfreien Zeit in 
Anspruch zu nehmen. 
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(3) 	� 1Studierende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. b) oder c) 
Teil E, 1., die im Ausbildungsteil im Schichtdienst eingesetzt werden, 
erhalten im zweiten und dritten Jahr des Ausbildungsteils entsprechend 
jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 2Absatz 2 gilt entsprechend.

§ 10  
Ausbildungs- und Studienmaßnahmen   

außerhalb der Ausbildungsstätte

(1) 	� 1Bei Dienstreisen, die im Rahmen des Ausbildungsteils oder der berufs­
praktischen Studienabschnitte erfolgen, erhalten die Studierenden eine 
Entschädigung in analoger Anwendung der Reisekostenbestimmungen, 
die für die Beschäftigten des Ausbildenden jeweils gelten. 2Gleiches gilt 
bei Reisen zur Ablegung der in den Ausbildungsordnungen bzw. in den 
Studien- und Prüfungsordnungen vorgeschriebenen Prüfungen für Studie­
rende mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1.

(2) 	� 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Buchst. a) Teil E, 1. zur Teilnahme an überbetrieblichen Ausbildungsmaß­
nahmen im Sinne des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 6 BBiG außerhalb der politi­
schen Gemeindegrenze der Ausbildungsstätte werden die entstandenen 
notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der je­
weils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförde­
rungsmittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur 
Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten, Monats­
fahrkarten, BahnCard, Semesterticket) sind auszunutzen. 2Beträgt die 
Entfernung zwischen den Ausbildungsstätten hierbei mehr als 100 km, 
werden im Bahnverkehr Zuschläge beziehungsweise besondere Fahrprei­
se (z. B. für ICE) erstattet. 3Die nachgewiesenen notwendigen Kosten ei­
ner Unterkunft am auswärtigen Ort werden, soweit nicht eine unentgeltli­
che Unterkunft zur Verfügung steht, erstattet. 4Zu den Auslagen des bei 
notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehenden Verpflegungsmehr­
aufwands wird für volle Kalendertage der Anwesenheit am auswärtigen 
Ausbildungsort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der Sozialver­
sicherungsentgeltverordnung maßgebenden Sachbezugswerte für Früh­
stück, Mittagessen und Abendessen gewährt. 5Bei unentgeltlicher Verpfle­
gung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 6Bei einer über ein 
Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaß­
nahme werden die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft und 
Verpflegungsmehraufwand nach Maßgabe der Sätze 3 bis 5 erstattet. 7Die 
Sätze 1 bis 6 gelten auch für Reisen im Rahmen der fachtheoretischen 
Studienabschnitte, die Bestandteil von Studien- und Prüfungsordnungen 
sind, wenn die Hochschule außerhalb der politischen Gemeindegrenze 
der Ausbildungsstätte liegt.
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(3) 	� Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs.1 
Buchst. b) oder c) Teil E, 1. zur vorübergehenden Ausbildung an einer an­
deren Einrichtung außerhalb der politischen Gemeindegrenze der Ausbil­
dungsstätte sowie zur Teilnahme an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften 
oder an Übungen werden die entstandenen notwendigen Fahrtkosten bis 
zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils niedrigsten Klasse des 
billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Bahnverkehr 
ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreiser­
mäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, BahnCard, Se­
mesterticket) sind auszunutzen.

(4) 	� 1Bei Reisen von Studierenden mit einem Ausbildungsteil nach § 1 Abs. 1 
Buchst. a) Teil E, 1., die im Rahmen des Ausbildungsteils für den Besuch 
einer auswärtigen Berufsschule erfolgen, werden die notwendigen Fahrt­
kosten erstattet, soweit sie monatlich 6 v. H. des Studienentgelts nach § 8 
Abs. 1 für das erste Studienjahr übersteigen. 2Satz 1 gilt nicht, soweit die 
Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschriften von einer Körperschaft 
des öffentlichen Rechts getragen werden. 3Die notwendigen Auslagen für 
Unterkunft und Verpflegungsmehraufwand werden bei Besuch der regulä­
ren auswärtigen Berufsschule im Blockunterricht entsprechend Absatz 2 
Sätze 3 bis 6 erstattet. 4Leistungen Dritter sind anzurechnen. 

(5) 	� Bei Abordnungen und Zuweisungen von Studierenden mit einem Aus­
bildungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1., die im Rahmen des Aus­
bildungsteils erfolgen, werden die Kosten nach Maßgabe des Absatzes 2 
erstattet. 

§ 10a  
Familienheimfahrten

�1Für Familienheimfahrten vom jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder vom 
Ort der auswärtigen Berufsschule/Hochschule, deren Besuch vom Ausbilden­
den veranlasst wurde, zum Wohnort der Eltern, der Erziehungsberechtigten 
oder der Ehegattin/des Ehegatten oder der Lebenspartnerin/des Lebenspart­
ners werden den Studierenden monatlich einmal die im Bundesgebiet entstan­
denen notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der je­
weils niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungs­
mittels (im Bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet; Möglichkeiten zur Erlangung 
von Fahrpreisermäßigungen (z. B. Schülerfahrkarten, Monatsfahrkarten, Se­
mesterticket, BahnCard) sind auszunutzen. 2Studierenden mit einem Ausbil­
dungsteil nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1. können Zuschläge im Bahnver­
kehr bzw. besondere Fahrpreise (z. B. für ICE) erstattet werden, wenn die Ent­
fernung mehr als 300 km beträgt. 3Die Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn aufgrund 
geringer Entfernung eine tägliche Rückkehr möglich und zumutbar ist oder der 
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Aufenthalt am jeweiligen Ort der Ausbildungsstätte oder der auswärtigen Be­
rufsschule/Hochschule weniger als vier Wochen beträgt. 

§ 11  
Schutzkleidung, Ausbildungsmittel, Lernmittelzuschuss

(1) 	� 1Studierende erhalten Schutzkleidung nach den Bestimmungen, die für 
die entsprechenden Beschäftigten des Ausbildenden maßgebend sind. 
2Diese wird unentgeltlich zur Verfügung gestellt, soweit das Tragen von 
Schutzkleidung gesetzlich vorgeschrieben oder angeordnet ist. 3Die 
Schutzkleidung bleibt Eigentum des Ausbildenden.

(2) 	� Der Ausbildende hat den Studierenden im Rahmen des Ausbildungsteils 
kostenlos die Ausbildungsmittel zur Verfügung zu stellen, die zur Berufs­
ausbildung und zum Ablegen von Zwischen- und Abschlussprüfungen 
bzw. der staatlichen Prüfung erforderlich sind. 

§ 12a  
Entgeltfortzahlung in sonstigen Fällen

(1) 	� Studierenden ist das Studienentgelt nach § 8 Abs. 1 für insgesamt fünf 
Tage fortzuzahlen, um sich vor den in den Ausbildungsordnungen für den 
Ausbildungsteil vorgeschriebenen Abschlussprüfungen ohne Bindung an 
die planmäßige Ausbildung auf die Prüfung vorbereiten zu können; bei der 
Sechstagewoche besteht dieser Anspruch für sechs Tage. 

(2) 	� Der Freistellungsanspruch nach Absatz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die 
Studierende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zu­
sammengefasst werden; es besteht jedoch mindestens ein Anspruch auf 
zwei Ausbildungstage. 

(3) 	� Im Übrigen gelten die für die Beschäftigten des Ausbildenden maßgeben­
den Regelungen zur Arbeitsbefreiung entsprechend. 

§ 13  
Vermögenswirksame Leistungen

(1) 	� 1Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen 
Fassung erhalten Studierende eine vermögenswirksame Leistung in Höhe 
von 13,29 Euro monatlich. 2Der Anspruch auf vermögenswirksame Leis­
tungen entsteht frühestens für den Kalendermonat, in welchem dem 
Ausbildenden die erforderlichen Angaben mitgeteilt werden, und für die 
beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres.
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(2) 	� Die vermögenswirksamen Leistungen sind kein zusatzversorgungspflichti­
ges Entgelt. 

§ 14  
Jahressonderzahlung

(1) 	� 1Studierende, die am 1. Dezember in einem Ausbildungs- und Studienver­
hältnis stehen, haben Anspruch auf eine Jahressonderzahlung. 2Diese be­
trägt 90 v. H. des den Studierenden für November des jeweiligen Jahres 
zustehenden Studienentgelts (§ 8). 

(2) 	� 1Der Anspruch ermäßigt sich um ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in 
dem Studierende keinen Anspruch auf Studienentgelt (§ 8), Fortzahlung 
des Entgelts während des Erholungsurlaubs (§ 9) oder im Krankheitsfall 
(§ 12) haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, für die 
Studierende wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Abs. 1 und 2 des 
Mutterschutzgesetzes kein Studienentgelt erhalten haben. 3Die Vermin­
derung unterbleibt ferner für Kalendermonate der Inanspruchnahme der 
Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz bis zum Ende 
des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor Antritt 
der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat. 

(3) 	� 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem für November zustehenden Stu­
dienentgelt ausgezahlt. 2Ein Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu 
einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 

(4) 	� Studierende, die im unmittelbaren Anschluss an den ausbildungsintegrier­
ten dualen Studiengang von ihrem Ausbildenden in ein Beschäftigungs­
verhältnis übernommen werden und Anspruch auf eine Jahressonderzah­
lung nach §§ 20, 21 Teil A, 1. haben, erhalten einmalig zusammen mit der 
anteiligen Jahressonderzahlung aus dem Beschäftigungsverhältnis die 
anteilige Jahressonderzahlung aus dem Ausbildungs- und Studienver­
hältnis. 

§ 15  
Zusätzliche Altersversorgung

1Die Studierenden haben Anspruch auf eine zusätzliche Alters- und Hinterblie­
benenversorgung unter Eigenbeteiligung. 2Einzelheiten bestimmen die Teile D, 
10 a., 10 b. und 10 c. in den jeweils geltenden Fassungen. 
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§ 16  
Beendigung, Verkürzung und Verlängerung  

des Vertragsverhältnisses

(1) 	� Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet mit dem Ablauf der im Aus­
bildungs- und Studienvertrag vereinbarten Vertragslaufzeit. 

(2) 	� Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet zudem: 

	� a) 	� bei wirksamer Kündigung (§ 3 Absätze 2 und 3) oder 

	� b) 	� bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jeweiligen Studi­
en- und Prüfungsordnung oder 

	� c) 	� bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungsprü­
fung des Ausbildungsteils; dies gilt nicht, wenn sich im Falle des 
Nichtbestehens der Abschlussprüfung der Ausbildungsteil auf Verlan­
gen der Studierenden bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprü­
fung, höchstens um ein Jahr, verlängert oder die Abschlussprüfung 
ohne eigenes Verschulden erst nach beendeter Ausbildungszeit des 
Ausbildungsteils abgelegt wird. 

(3) 	� 1Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann in Abstimmung 
mit dem Ausbildenden beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der 
Studien- und Prüfungsordnung für den ausbildungsintegrierten dualen 
Studiengang zulässig ist und die Vereinbarkeit mit dem gleichzeitig zu ab­
solvierenden Ausbildungsteil gewährleistet ist. 2Der Ausbildungs- und Stu­
dienvertrag ist entsprechend anzupassen. 

(4) 	� Beabsichtigt der Ausbildende keine Übernahme in ein Arbeitsverhältnis, 
hat er dies der Studierenden/dem Studierenden drei Monate vor dem vor­
aussichtlichen Ende des Vertragsverhältnisses schriftlich mitzuteilen. 

(5) 	� Werden Studierende im Anschluss an das Ausbildungs- und Studienver­
hältnis beschäftigt, ohne dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart 
worden ist, so gilt ein Arbeitsverhältnis auf unbestimmte Zeit als begrün­
det. 

§ 17  
Abschlussprämie

(1) 	� 1Bei Beendigung des Ausbildungsteils aufgrund erfolgreich abgeschlosse­
ner Abschlussprüfung bzw. staatlicher Prüfung erhalten Studierende eine 
Abschlussprämie als Einmalzahlung in Höhe von 400 Euro. 2Die Ab­
schlussprämie ist kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. 3Sie ist nach 
Bestehen der Abschlussprüfung bzw. der staatlichen Prüfung fällig. 
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(2) 	� 1Absatz 1 gilt nicht für Studierende, die den Ausbildungsteil des aus­
bildungsintegrierten dualen Studiums nach erfolgloser Prüfung aufgrund 
einer Wiederholungsprüfung abschließen. 2Im Einzelfall kann der Aus­
bildende von Satz 1 abweichen. 

§ 18  
Rückzahlungsgrundsätze

(1) 	� Werden die Studierenden oder die ehemals Studierenden beim Ausbilden­
den nach Beendigung ihres ausbildungsintegrierten dualen Studiums in 
ein Beschäftigungsverhältnis entsprechend ihrer erworbenen Abschluss­
qualifikation übernommen, sind sie verpflichtet, dort für die Dauer von fünf 
Jahren beruflich tätig zu sein. 

(2) 	� Der vom Ausbildenden bis zur Beendigung oder zum Abbruch des ausbil­
dungsintegrierten dualen Studiums gezahlte Gesamtbetrag, bestehend 
aus der monatlichen Zulage nach § 8 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3, 
dem Studienentgelt nach § 8 Abs. 2 und den Studiengebühren (§ 8 Abs. 4), 
ist von den Studierenden oder den ehemals Studierenden zurückzuer­
statten: 

	� a) 	� bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungs- oder 
Studienprüfung, wenn die Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbe­
reich der Studierenden fällt, weil sie es schuldhaft unterlassen haben, 
den erfolgreichen Abschluss des ausbildungsintegrierten dualen Stu­
diums im Rahmen des ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen, 

	� b) 	� bei Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums durch 
Kündigung vom Ausbildenden aus einem von den Studierenden zu 
vertretenden Grund oder durch eine Eigenkündigung der Studieren­
den nach Ende der Probezeit, die nicht durch einen wichtigen Grund 
gemäß § 626 BGB gerechtfertigt ist, 

	� c) 	� bei Ablehnung des Angebots, beim Ausbildenden im Anschluss an 
das erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte duale Studium 
entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation ein Beschäfti­
gungsverhältnis zu begründen, 

	� d) 	 �soweit das Beschäftigungsverhältnis, das beim Ausbildenden im An­
schluss an das erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte duale 
Studium entsprechend der erworbenen Abschlussqualifikation be­
gründet wurde, aus einem von den ehemals Studierenden zu vertre­
tenden Grund innerhalb der ersten fünf Jahre seines Bestehens endet. 

(3) 	� Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim Ausbildenden absolviert 
wurden, verringert sich der Rückzahlungsbetrag auf 75 v. H. des Gesamt­
betrages nach Absatz 2. 
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(4) 	� Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 2 bzw. 3 wird für je­
den vollen Monat, in dem nach Beendigung des ausbildungsintegrierten 
dualen Studiums ein Beschäftigungsverhältnis bestand, um 1⁄ 60 vermin­
dert. 

(5) 	� 1Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absatzes 2 Buchstabe a) oder 
b) entfällt, wenn die Studierenden nach endgültigem Nichtbestehen der 
notwendigen Studienprüfung oder nach Kündigung infolge des Abbruchs 
des Studiums in ein Beschäftigungsverhältnis entsprechend der im Aus­
bildungsverhältnis erworbenen Qualifikation übernommen werden und 
dieses für die nach Satz 3 festgelegte Bindungsdauer fortbesteht. 2Die 
Rückzahlungspflicht entfällt nicht, wenn das Beschäftigungsverhältnis in­
nerhalb der Bindungsdauer gemäß Satz 3 aus einem vom Beschäftigten 
zu vertretenden Grund endet. 3Abweichend zu Absatz 1 bemisst sich die 
Bindungsdauer nach der Dauer des Ausbildungs- und Studienverhältnis­
ses, wobei jeder volle Monat des Ausbildungs- und Studienverhältnisses 
einem Monat Bindungsdauer entspricht. 4Zur Berechnung der Rückzah­
lungspflicht gilt Absatz 3; Absatz 4 ist sinngemäß anzuwenden. 

(6) 	� Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise verzichtet werden, 
soweit sie für die Studierenden oder die ehemals Studierenden eine be­
sondere Härte bedeuten würde. 

§ 19  
Zeugnis

1Der Ausbildende hat den Studierenden bei Beendigung des Ausbildungsteils 
nach § 1 Abs. 1 Buchst. a) Teil E, 1. ein Zeugnis gemäß § 16 BBiG auszustellen. 
2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel der Ausbildung sowie 
über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Studierenden enthalten. 
3Auf deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und besonde­
re fachliche Fähigkeiten aufzunehmen. 

§ 20  
Ausschlussfrist

Ansprüche aus dem Ausbildungs- und Studienvertrag verfallen, wenn sie nicht 
innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit von den Stu­
dierenden oder vom Ausbildenden schriftlich geltend gemacht werden.“

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten rückwirkend zum 1. August 2020 in Kraft. 
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ABD Teil E, 1.1. (Regelungen für Auszubildende)
hier: Umsetzung des Änderungstarifvertrags Nr. 9 vom  

29. Januar 2020 zum Tarifvertrag für Auszubildende des 
öffentlichen Dienstes (TVAöD) – Allgemeiner Teil –  
vom 13. September 2005, sowie Umsetzung des 

Änderungstarifvertrags Nr. 10 vom 29. Januar 2020  
zum Tarifvertrag für Auszubildende des öffentlichen 

Dienstes (TVAöD) – Besonderer Teil BBiG – vom  
13. September 2005

Artikel 1 
Änderung des ABD Teil E, 1.1.

Das ABD Teil E, 1.1. wird wie folgt geändert:

1. 	 § 1 Absatz 1 Buchstabe b) wird wie folgt gefasst:

	 „b) 	 Schülerinnen/Schüler

		  – 	� in der Gesundheits- und Krankenpflege, Gesundheits- und Kin­
derkrankenpflege, Entbindungspflege, Altenpflege,

		  – 	� in der Operationstechnischen Assistenz und der Anästhesietech­
nischen Assistenz, jeweils nach der Empfehlung der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft vom 17. September 2013,

		  – 	� nach dem Notfallsanitätergesetz,

		  – 	� in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zur Erzieherin/zum Er­
zieher nach landesrechtlichen Regelungen und

		  – 	� für Auszubildende in der Pflege nach dem Gesetz über Pflegebe­
rufe (Pflegeberufegesetz), die in Verwaltungen und Einrichtun­
gen, die unter den Geltungsbereich des ABD fallen, ausgebildet 
werden,“

2.	  § 1 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

	 „(2) 	�Diese Regelung gilt nicht für

		  a) 	� Schülerinnen/Schüler in der Krankenpflegehilfe und Altenpflege­
hilfe sowie Heilerziehungspflegeschüler/innen,

	�	�  b) 	� Praktikantinnen/Praktikanten und Volontärinnen/Volontäre,

	�	�  c) 	� Auszubildende, die in Ausbildungsberufen der Landwirtschaft, 
des Weinbaues oder der Forstwirtschaft ausgebildet werden, es 
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sei denn, dass die Beschäftigten des Ausbildenden unter das 
ABD fallen,

		  d) 	� körperlich, geistig oder seelisch behinderte Personen, die auf­
grund ihrer Behinderung in besonderen Ausbildungswerkstätten, 
Berufsförderungswerkstätten oder in Lebenshilfeeinrichtungen 
ausgebildet werden, sowie

		  e) 	 �für Studierende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studium, 
die vom Geltungsbereich des ABD Teil E, 4. erfasst sind.“

3. 	 § 2 wird wie folgt geändert:

	� a) 	 In Absatz 1 wird die Satzbezeichnung „1“ vorangestellt. 

	� b) 	 In Absatz 1 wird folgender Satz 2 angefügt:

	�	�  „2Bei Auszubildenden in der Pflege nach dem Pflegeberufegesetz 
muss der Ausbildungsvertrag darüber hinaus folgende Angaben ent­
halten:

	�	�  a) 	� den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Ausrich­
tung nach § 7 Abs. 4 Satz 2 Pflegeberufegesetz,

		  b) 	� Verpflichtung der Auszubildenden/des Auszubildenden zum Be­
such der Ausbildungsveranstaltungen der Pflegeschule,

		  c) 	� Umfang etwaiger Sachbezüge,

		  d) 	� Hinweis auf die Rechte als Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer im 
Sinne von § 3 MAVO des Trägers der praktischen Ausbildung.“

4. 	� In § 7 Absatz 6 wird die Angabe „§ 17 Absatz 3 BBiG“ durch die Angabe 
„§ 17 �Absatz 7 BBiG“ ersetzt.

5. 	� In § 8 Absatz 4 Buchstabe b wird die Angabe „§ 27b Absatz 2 der Hand­
werksordnung“ durch die Angabe „§ 27c Absatz 2 der Handwerksord­
nung“ ersetzt.

6. 	� In § 14 Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „wegen Beschäftigungsver­
boten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1 des Mutterschutzgesetzes“ 
durch die Wörter „wegen Beschäftigungsverboten nach § 3 Absatz 1 und 2 
Mutterschutzgesetz“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten rückwirkend zum 1. August 2020 in Kraft.
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ABD Teil A, 1. (Allgemeiner Teil)
und

Teil A, 2.13. (Regelung über das Lohngruppen­
verzeichnis zum ABD)

und
A, 2.14. (Lohngruppenverzeichnis)

und
Teil A, 3. (Regelung zur Überleitung der 

Beschäftigten und des Übergangsrechts) 
hier: Umsetzung des 13. und 14. Landesbezirklichen 

Tarifvertrags handwerklicher Bereich Bayern

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil A, 1. 

Das ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert:

1. 	� Nach § 45 wird folgender § 46 eingefügt: 

	� „§ 46 Besondere Regelungen für Beschäftigte in handwerklichen Tätig­
keiten

	� Für Beschäftigte, die handwerkliche Tätigkeiten im Sinne des Teil A, 2.2.1. 
Nr. 2 ausüben, gelten die in der Anlage zu § 46 aufgeführten besonderen 
Regelungen.“ 

2. 	� Nach der Anlage zu § 45 wird folgende Anlage eingefügt:

	� „Anlage zu § 46 

§ 1  
Geltungsbereich

Diese Regelungen gelten für Beschäftigte, die handwerkliche Tätigkeiten im 
Sinne des Teil A, 2.2.1. Nr. 2 ausüben.

§ 2  
Eingruppierung 

Für die Eingruppierung der Beschäftigten gelten die §§ 12, 13, Teil A, 2.13. (Ent­
geltgruppenverzeichnis handwerkliche Tätigkeiten) sowie Teil A, 2.
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§ 3  
Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit 

1Wird der/dem Beschäftigten vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, 
die den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als ihrer/seiner Eingruppierung ent­
spricht, und hat sie/er diese mindestens eine Woche (fünf Arbeitstage in Folge) 
ausgeübt, erhält sie/er für die Dauer der Ausübung eine persönliche Zulage 
rückwirkend ab dem ersten Tag der Übertragung der Tätigkeit. 2Im Übrigen gilt 
§ 14 Teil A, 1.

§ 4  
Vorarbeiterinnenzulage/Vorarbeiterzulage 

(1) 	� Vorarbeiterinnen/Vorarbeiter sind Beschäftigte, die durch schriftliche Ver­
fügung des Arbeitgebers zu Gruppenführerinnen/Gruppenführern von Be­
schäftigten bestellt worden sind.

(2) 	� 1Voraussetzung für die Bestellung zur Vorarbeiterin/zum Vorarbeiter ist, 
dass die/der zu bestellende Beschäftigte selbst mitarbeitet und dass die 
Arbeitsgruppe außer der Vorarbeiterin/Dem Vorarbeiter aus mindestens 
zwei Beschäftigten besteht. 2Der Vorarbeiterin/Dem Vorarbeiter zur Ar­
beitsleistung zugeordnete Personen, die in keinem Arbeitsverhältnis zu 
dem Arbeitgeber stehen, sind wie entsprechende Beschäftigte zu berück­
sichtigen. 3Beschäftigte, bei denen die Aufsichtsfunktionen überwiegender 
Inhalt ihrer Tätigkeit ist, können nicht zur Vorarbeiterin/zum Vorarbeiter 
bestellt werden.

(3) 	� Vorarbeiterinnen/Vorarbeiter erhalten eine monatliche Zulage in Höhe von 
10 v. H. des Entgelts der jeweiligen individuellen Stufe, höchstens der Stu­
fe 4 ihrer Entgeltgruppe.

(4) 	� 1Diese Zulage wird so lange gezahlt, bis die Verfügung über die Bestellung 
zur Vorarbeiterin/zum Vorarbeiter durch den Arbeitgeber schriftlich wider­
rufen wird. 2Ein Widerruf ist zum Monatsende zulässig.

	� Anmerkung zu Abs. 2: 

	� Das Merkmal „selbst mitarbeiten“ ist auch erfüllt, wenn die zur Vorarbeite­
rin/der zum Vorarbeiter zu bestellende Beschäftigte auch vor Ort organisa­
torische Maßnahmen einleitet, wie z. B. Ortsbesichtigung, Abklärung und 
Überwachung der Baumaßnahme, bzw. Baustelle, Bestellung von Material 
usw., solange sie/er zeitlich mindestens zur Hälfte selbst mitarbeitet. 
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§ 5  
Ausbildungszulage 

(1) 	� Beschäftigte mit einem Berufsabschluss nach dem BBiG, die vom Arbeit­
geber beauftragt sind, in nicht unerheblichem Umfang außerhalb von zen­
tralen Ausbildungswerkstätten oder Betriebsteilen mit Ausbildungs­
schwerpunkt bei der Ausbildung von Auszubildenden nach dem BBiG 
mitzuwirken, erhalten eine monatliche Zulage von 110 €. 

(2) 	� 1Beschäftigte mit Ausbildereignungsprüfung, die vom Arbeitgeber beauf­
tragt sind, außerhalb von zentralen Ausbildungswerkstätten oder Be­
triebsteilen mit Ausbildungsschwerpunkt zeitlich mindestens zur Hälfte die 
verantwortlichen Meisterinnen/Meister bei der Ausbildung der Auszubil­
denden nach dem BBiG zu unterstützen, erhalten eine monatliche Zulage 
in Höhe von 150 €. 2Ist keine verantwortliche Meisterin/kein verantwort­
licher Meister vorhanden, beträgt die Zulage 175 € monatlich.

§ 6  
Betriebseigene Prüfung 

(1) 	� 1Handwerklich Beschäftigte, die in die Entgeltgruppen 1 bis 4 eingruppiert 
sind und die nicht die Anforderungen in der Person für eine Eingruppie­
rung in die Entgeltgruppe 5 erfüllen, können eine verwaltungs- oder be­
triebseigene Prüfung ablegen, deren Bestehen Voraussetzung für die Ein­
gruppierung in die Entgeltgruppen 5, 6 und 7 ist. 2Ein Anspruch auf Zulas­
sung zur Prüfung besteht, wenn Beschäftigte seit mindestens drei Jahren 
bei ihrem Arbeitgeber auf einem oder mehreren Teilgebieten des aner­
kannten Ausbildungsberufs, für den sie die Prüfung ablegen wollen, in 
nicht unerheblichem Umfang tätig waren.

	� Protokollnotiz zu Satz 2: 
	� Bestehen beim Arbeitgeber keine Ressourcen für eine solche Prüfung, so ist eine Prüfung 

nach § 6 Absatz 7 bei einem anderen Arbeitgeber zu ermöglichen.

(2) 	� Verwaltungs- und betriebseigene Prüfungen können nur für solche Tätig­
keiten abgelegt werden,

	� a) 	� für die ein anerkannter Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer 
von mindestens drei Jahren Grundlage ist; dies gilt auch, wenn eine 
dreijährige Ausbildung im Tätigkeitsmerkmal als einschlägige Ausbil­
dung genannt ist; 

	� und

	� b) 	� die im Bereich des Arbeitgebers, bei dem die/der Beschäftigte tätig 
ist, vorkommen.



2124

	� Anmerkung zu Abs. 2 Buchst. b): 

	� Dies gilt auch für Tätigkeiten im Bereich von anderen Arbeitgebern, sofern 
ein gemeinsamer interner Stellenmarkt (arbeitgeberübergreifende interne 
Ausschreibungen) mit dem Arbeitgeber der/des Beschäftigten vorhanden 
ist. 

(3) 	� 1Die Zulassung zur Prüfung erfolgt auf schriftlichen Antrag der/des Be­
schäftigten oder auf Veranlassung des Arbeitgebers. 2Der anerkannte 
Ausbildungsberuf, auf dessen Grundlage die Prüfung abgelegt werden 
soll, ist hierbei anzugeben.

(4) 	� Sofern ein Anspruch nach Abs. 1 besteht, ist die/der Beschäftigte, wenn 
sie/er einen schriftlichen Antrag stellt, vom Arbeitgeber zur Prüfung zuzu­
lassen.

(5) 	� Haben Beschäftigte bei demselben Arbeitgeber 20 Jahre handwerkliche 
Tätigkeiten der Entgeltgruppe 5 in nicht unerheblichem Umfang ausgeübt, 
gilt die Prüfung als abgelegt. 

(6) 	� 1Die Prüfung ist vor einem Prüfungsausschuss abzulegen. Dem Prüfungs­
ausschuss gehören an

	� a) 	� eine Vertreterin/ein Vertreter des Arbeitgebers,

	� b) 	� ein Mitglied der Mitarbeitervertretung, 

	� c) 	� eine/ein vom Arbeitgeber bestimmte Sachverständige/bestimmter 
Sachverständiger,

	� d) 	� eine/ein von der Mitarbeitervertretung bestimmte Sachverständige/
bestimmter Sachverständiger.

	�� 2Ist keine Mitarbeitervertretung vorhanden, bestimmt die/der zu prüfende 
Beschäftigte eine Person anstelle Buchst. b und d. 3Aus den Personen zu 
Buchst. a bis d ist eine/ein Vorsitzende/Vorsitzender zu wählen. 4Der Prü­
fungsausschuss ist beschlussfähig, wenn zwei Drittel der Mitglieder, min­
destens drei mitwirken. 5Er beschließt mit der Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. 6Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des vorsitzenden Mit­
glieds den Ausschlag. 

(7) 	� Der Arbeitgeber kann, unter Beteiligung der Mitarbeitervertretung, zu­
lassen, dass die Prüfung vor dem Prüfungsausschuss eines anderen 
Arbeitgebers, der vom Geltungsbereich des ABD erfasst wird, bzw. eines 
geeigneten Dritten abgelegt wird.

(8) 	� 1Die betriebseigene Prüfung soll sich auf eine mündliche und/oder schrift­
liche Prüfung sowie die fachgerechte Erledigung einer praktischen Auf­
gabe erstrecken. 2Die Prüfung muss an der Betriebspraxis orientiert sein. 
3Sie muss so gestaltet sein, dass die/der Beschäftigte durch die Prüfung 
nachweisen kann, dass sie/er die in ihrem/seinem Tätigkeitsbereich not­
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wendigen Fachkenntnisse und Fertigkeiten besitzt, um den an entspre­
chend ausgebildete Beschäftigte seines Tätigkeitsbereiches durchschnitt­
lich zu stellenden Anforderungen genügen zu können. 4Die Prüfung ist 
bestanden, wenn die/der Beschäftigte in Bezug auf ihren/seinen Tätig­
keitsbereich ausreichende Fachkenntnisse und Fertigkeiten nachweist. 
5Besteht die/der Beschäftigte die Prüfung nicht, so kann sie/er sie frühes­
tens nach Ablauf von sechs Monaten wiederholen. 6Eine weitere Wieder­
holung ist nur zugelassen, wenn triftige Gründe gegeben sind. 7Insgesamt 
sind maximal drei Versuche zulässig.

(9) 	� 1Über den Verlauf der Prüfung ist eine Niederschrift zu fertigen, die von 
allen Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unterzeichnen ist. 2Die/Der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses leitet die Niederschrift dem Arbeit­
geber zu. 3Soweit vorhanden, ist die Niederschrift auch der Mitarbeiter­
vertretung zuzuleiten. 4Ist eine Mitarbeitervertretung nicht vorhanden, 
bestimmt die/der zu prüfende Beschäftigte eine weitere Person, der die 
Niederschrift zuzuleiten ist. 

(10) 	� 1Hat die/der Beschäftigte die Prüfung bestanden, so ist ihr/ihm vom 
Arbeitgeber hierüber eine entsprechende Bescheinigung auszustellen. 2In 
der Bescheinigung ist auch anzugeben, auf der Grundlage welches aner­
kannten Ausbildungsberufs und auf welchem Teilgebiet die Prüfung abge­
legt worden ist.

(11) 	� Die Prüfung wird von allen Arbeitgebern, die vom Geltungsbereich des 
ABD erfasst werden, für das Teilgebiet, auf dem die Prüfung abgelegt wur­
de, anerkannt.

(12) 	� 1Wegen des durch die Prüfung entstehenden Arbeitsausfalles wird das 
Tabellenentgelt der/des Beschäftigten nicht gekürzt. 2Entstandene Reise­
kosten werden der/dem Beschäftigten nach den beim Arbeitgeber gelten­
den Reisekostenbestimmungen erstattet.“

Artikel 2 
Änderungen des ABD Teil A, 2.13. und A, 2.14.

1. 	� ABD Teil A, 2.13. wird wie folgt gefasst: 

	� „A, 2.13. Entgeltgruppenverzeichnis handwerkliche Tätigkeiten

�I. 	 Vorbemerkungen
	� Soweit im Folgenden nichts Abweichendes geregelt ist, gelten die Vor­

bemerkungen des Teils A, 2.1.

	� 1. 	� Für Beschäftigte, deren Tätigkeit nicht in den besonderen Tätigkeits­
merkmalen dieses Entgeltgruppenverzeichnisses aufgeführt ist, 
gelten die Tätigkeitsmerkmale des Teils A, 2.
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	 2. 	� Das Tätigkeitsmerkmal zur betriebseigenen Prüfung gilt für alle hand­
werklichen Eingruppierungsmerkmale sowohl des Teils A, 2.2.1. Ziffer 2 
als auch dieses Entgeltgruppenverzeichnisses.

	 3. 	� 1Die Auflistung der Tätigkeitsmerkmale im Entgeltgruppenverzeichnis 
nach Tätigkeitsbereichen und/oder die Zuordnung von Tätigkeits­
merkmalen zu einem Tätigkeitsbereich dient lediglich der Orientie­
rung zur besseren Auffindbarkeit. 2Soweit Tätigkeiten eines Tätig­
keitsmerkmals in anderen Bereichen ausgeübt werden, denen das 
Merkmal nicht zugeordnet ist, findet es gleichwohl für die Eingruppie­
rung Anwendung.

	 4. 	� Die bei den einzelnen Fallgruppen der Entgeltgruppen 8 und 9a auf­
geführten Klammerbeispiele sind Gradmesser für die im jeweiligen 
Merkmal geforderten besonderen Aufgaben.

	 5. 	� Beschäftigte, die aufgrund einer kürzeren Ausbildungsdauer als drei 
Jahre in der Entgeltgruppe 4 eingruppiert sind und bei denen die Aus­
bildungsdauer auf drei Jahre verlängert wird, sind so einzugruppieren, 
als wenn sie eine mindestens dreijährige Berufsausbildung absolviert 
haben.

	 6. 	� 1Die Zeitdauer einer eingehenden fachlichen Einarbeitung bei einer 
Tätigkeit im Sinne der Entgeltgruppe 3 hängt von den Anforderungen 
der jeweiligen Tätigkeit ab. 2In der Regel erstreckt sich die Einarbei­
tungszeit auf etwa sechs Wochen.

	 7. 	� (frei)

	 8. 	� „Nicht unerheblich“ ist der Umfang der handwerklichen Arbeiten bzw. 
Tätigkeiten dann, wenn die handwerklichen Arbeiten bzw. Tätigkeiten 
zeitlich wenigstens 25 Prozent der Gesamttätigkeit ausmachen.

	 9. 	� Der Begriff „umfassend“ in einzelnen Tätigkeitsmerkmalen bezieht 
sich auf das jeweilige Fachgebiet, in dem die/der Beschäftigte ausge­
bildet ist.

	 10. 	� Die Begriffe „verantwortlich“/„eigenverantwortlich“ in einzelnen Tätig­
keitsmerkmalen bedeuten die Verpflichtung, dafür zu sorgen, dass für 
die zu betreuende technische Einrichtung/Anlage/Teilanlage das je­
weils Notwendige und Richtige getan wird, um die Betriebsbereit­
schaft und die Betriebssicherheit zu gewährleisten.

	 11. 	� Soweit die Tätigkeiten der Entgeltgruppen 8 bzw. 9a nicht regelmäßig 
und zeitlich mindestens zur Hälfte, jedoch in nicht unerheblichem 
Umfang (siehe Nr. 8) ausgeübt werden, kommt die Eingruppierung in 
die Entgeltgruppe 7 (bei Tätigkeiten der Entgeltgruppe 8) bzw. Ent­
geltgruppe 8 (bei Tätigkeiten der Entgeltgruppe 9a) in Betracht.
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	 12. 	� 1Die Kommission ist sich darüber einig, dass die Beurteilung der Fra­
ge, welche Maschinen, Anlagen, Einrichtungen, Geräte, Instrumente 
usw. ihrem Schwierigkeitsgrad bzw. ihrem Wert nach bei einzelnen 
Merkmalen der Entgeltgruppe 8 und der Entgeltgruppe 9a den in 
Klammern beispielhaft aufgezählten Maschinen usw. gleichzusetzen 
sind, dem einzelnen Arbeitgeber im Benehmen mit der Mitarbeiterver­
tretung nach Maßgabe der Vorschriften der Mitarbeitervertretungs­
ordnung obliegt. 2Gleiches gilt hinsichtlich der Tätigkeiten, die den in 
den Klammerhinweisen beispielhaft genannten Tätigkeiten vergleich­
bar sind, sofern auch die außerhalb der Klammerhinweise an den 
Schwierigkeitsgrad der Tätigkeit allgemein gestellten Anforderungen 
erfüllt werden.

�II. 	� Tätigkeitsmerkmale

	� Betriebseigene Prüfung (BeP)

	� Beschäftigte, die auf dem Gebiet eines anerkannten Ausbildungsberufs 
mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren tätig sind und ei­
ne verwaltungseigene oder betriebseigene Prüfung nach § 6 der Anlage 
zu § 46 Teil A, 1. mit Erfolg abgelegt haben, sind Beschäftigten mit einer 
mindestens dreijährigen Berufsausbildung der Entgeltgruppe 5 im Sinne 
des Teils A, 2.2.1. Nr. 2 sowie den nachfolgenden Tätigkeitsmerkmalen in 
den weiteren Entgeltgruppen hinsichtlich der Anforderung in der Person 
gleichgestellt. 

1. 	� Reinigung 

	� Entgeltgruppe 2

	� 1. 	� Beschäftigte für die Reinigung von Gebäuden mit besonderen Anfor­
derungen durch den laufenden Betrieb der Einrichtung (in Zeiten des 
Publikumsverkehrs oder Öffnungszeiten/Bürozeiten) oder wenn ge­
wisse Sachkenntnis erforderlich ist oder Kontrollmaßnahmen erfor­
derlich sind oder mit selbstfahrenden Reinigungsmaschinen, deren 
Bedienung einer fachlichen Einarbeitung bedarf. 

	�	�  Anmerkung: 
	�	�  Kontrollmaßnahmen sind z. B. dann erforderlich, wenn auch nach von 

den Beschäftigten zu erkennendem Bedarf zu reinigen ist.

	� 2. 	� Beschäftigte für die Wartung und Reinigung von Toiletten. 

	�	�  Anmerkung: 
	�	�  Wartung ist die Erhaltung der Betriebsbereitschaft der Anlage ohne 

Reparaturen wie z. B. Auffüllen von Verbrauchsmitteln.
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	� Entgeltgruppe 3

	� 1. 	� Beschäftigte, die öffentliche Bedürfnisanstalten warten und reinigen.

	�	�  Anmerkung: 
	�	�  Wartung ist die Erhaltung der Betriebsbereitschaft der Anlage ohne 

Reparaturen wie z. B. Auffüllen von Verbrauchsmitteln.

	� 2. 	� Beschäftigte, die Werkstätten und Maschinenhallen reinigen.

�2. 	� Friedhof

	� Entgeltgruppe 3

	� 1. 	� Beschäftigte an Friedhöfen, deren Tätigkeiten einer eingehenden 
fachlichen Einarbeitung bedürfen.

	� 2. 	� Grabmacherin/Grabmacher, soweit nicht EG 4.

	� Entgeltgruppe 4

	� 1. 	� Beschäftigte, die Leichen für die Bestattung vorbereiten.

	� 2. 	� Grabmacherin/Grabmacher unter Einsatz von schwierig zu bedienen­
den Maschinen (z. B. Bagger).

	� Entgeltgruppe 5

	� 1. 	� Beschäftigte an Friedhöfen mit Überwachungs-, Aufsichts- oder Kon­
trollfunktion oder Vertretung nach außen.

	� 2.	� Beschäftigte an Friedhöfen mit einer einschlägigen mindestens drei­
jährigen Berufsausbildung, z. B. im Berufsfeld des Bauberufes, des 
Bestattungswesens und der Gartenbau-, Agrar- und Forstberufe, 
Steinmetze, die handwerkliche Tätigkeiten ausüben.

3. 	� Gartenbau/Grünanlagen

	� Entgeltgruppe 3

	� Beschäftigte in Gärten und Parks, deren Tätigkeit eine eingehende fachli­
che Einarbeitung erfordert (z. B. Rasen mähen, Unkraut jäten, Reinigung 
des Rasens).

	� Entgeltgruppe 4

	� Beschäftigte in Gärten und Parks sowie Gärtnerhelferinnen und -helfer 
mit schwierigen Tätigkeiten.

	� Entgeltgruppe 5

	� 1.	� Gärtnerinnen und Gärtner mit einer mindestens dreijährigen Berufs­
ausbildung und entsprechender Tätigkeit.

	�	�  Anmerkung: 
	�	�  Einer Ausbildung zum Gärtner/zur Gärtnerin gleichgestellt sind drei­
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jährige Ausbildungen in Gartenbau-, Agrar- und Forstberufen und an­
dere einschlägige dreijährige Ausbildungen.

	� 2. 	� Beschäftigte in Grünanlagen mit einschlägiger mindestens dreijähri­
ger Berufsausbildung, die in ihrem und mindestens einem weiteren 
Gewerk handwerkliche Tätigkeiten ausüben, z. B. im Berufsfeld des 
Baugewerbes, Hoch- und Tiefbauberufe, Gartenbau-, Agrar- und 
Forstberufe, Metallberufe, Elektroberufe, holzbearbeitende Berufe.

	� Entgeltgruppe 6

	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, deren Tätigkeit sich dadurch aus der 
Entgeltgruppe 5 heraushebt, dass auf dem jeweiligen Fachgebiet techni­
sche Beratungen einfacherer Art oder Versuche und sonstige Arbeiten mit 
entsprechendem Schwierigkeitsgrad durchzuführen sind.

	� Entgeltgruppe 7

	� 1. 	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 mit entsprechender Zusatzausbil­
dung (wie z. B. FLL-zertifizierter Baumkontrolleur, European Tree 
Worker, European Tree Technician) in der Tätigkeit als verantwortli­
cher Baumkontrolleur/verantwortliche Baumkontrolleurin.

	� 2. 	� Beschäftigte der EG 5 mit besonders hochwertigen Tätigkeiten.

	� Entgeltgruppe 8

	� 1. 	� Fachagrarwirtin/Fachagrarwirt Baumpflege und Baumsanierung mit 
entsprechender Tätigkeit (u. a. Kalkulieren von Kosten für Baumsanie­
rungen, Personaldisposition, Kundenberatung und Gutachtenerstel­
lung).

	� 2. 	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, die mit der Anzucht oder Kultur von 
besonders hochwertigen Pflanzen (z. B. wertvollen Stauden, Gehöl­
zen oder Gewächshauspflanzen) beschäftigt sind, deren Aufzucht 
oder Pflege (einschließlich Düngung, Schädlingsbekämpfung usw.) 
besondere fachliche Kenntnisse erfordert, wenn sie auch die Verant­
wortung für alle mit diesen Aufgaben zusammenhängenden Arbeiten 
haben (z. B. verantwortliche Betreuung von Gewächshäusern in bota­
nischen Gärten).

	� Entgeltgruppe 9a

	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 5 in der Landschaftspflege mit Tätigkeiten, 
die sich durch die selbstständige Pflege besonders hochwertiger Anlagen­
teile (z. B. asiatischer Gärten, Barockgärten) oder Naturdenkmäler aus der 
Entgeltgruppe 8 herausheben.

4. 	 Waldarbeiterinnen/Waldarbeiter 

	� (frei)
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5. 	� Spielplatz/Sportflächen

	� Entgeltgruppe 4

	� Platzwarte von Spiel- und Sportflächen ohne mindestens dreijährige Be­
rufsausbildung und ohne Prüfung.

	� Entgeltgruppe 5

	� Beschäftigte auf Spiel- und Sportflächen mit einer einschlägigen mindes­
tens dreijährigen Berufsausbildung, z. B. im Berufsfeld des Baugewerbes, 
Metallberufe, Gärtner/Gärtnerin, Maler/Malerin, die handwerkliche Tätig­
keiten ausüben.

	� Entgeltgruppe 6

	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, die Spiel- und Sportgeräte installieren, 
reparieren und warten.

	� Entgeltgruppe 7

	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 5, die turnusmäßige Überprüfungen auf 
Gebrauchssicherheit verantwortlich durchführen und Maßnahmen zur Ge­
fahrenabwehr ergreifen.

6. 	� Krematorium 

	� (frei)

7. 	� Straßenreinigung 

	� (frei)

8. 	� Straßenbau 

	� (frei) 

9. 	� Bauhof

	� Entgeltgruppe 4

	� Bauhofwart ohne einschlägige Ausbildung.

	� Entgeltgruppe 5

	� Beschäftigte des Bauhofs mit einschlägiger mindestens dreijähriger Be­
rufsausbildung, z. B. im Berufsfeld des Baugewerbes, Hoch- und Tiefbau­
berufe, Gartenbau-, Agrar- und Forstberufe, Metallberufe, Elektroberufe, 
holzverarbeitende Berufe, die handwerkliche Tätigkeiten ausüben.

	� Entgeltgruppe 6

	� 1. 	� Beschäftigte des Bauhofs der Entgeltgruppe 5 mit hochwertigen Tä­
tigkeiten, z. B. Arbeitseinteilung in der Gruppe, Mitarbeiter einweisen 
und unterweisen, verantwortliche Betreuung von Gefahrstofflagern, 
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Hochwasserschutzvorrichtungen warten, besonders wertvolle Ma­
schinen und Geräte warten.

	� 2. 	� Beschäftigte des Bauhofs, die vom Arbeitgeber zur ständigen Vertre­
tung der Leitung des Bauhofs in Bauhöfen mit bis zu 10 der Leitung 
unterstellten Beschäftigten bestellt sind.

	� Entgeltgruppe 7

	� 1. 	� Beschäftigte des Bauhofs der Entgeltgruppe 5 mit besonders hoch­
wertigen Arbeiten.

	� 2. 	� Beschäftigte des Bauhofs, die vom Arbeitgeber zur Leitung des Bau­
hofs in Bauhöfen mit bis zu 10 der Leitung unterstellten Beschäftigten 
bestellt sind.

	� 3. 	� Beschäftigte des Bauhofs, die vom Arbeitgeber zur ständigen Vertre­
tung der Leitung des Bauhofs in Bauhöfen ab 11 bis 19 der Leitung 
unterstellten Beschäftigten bestellt sind.

	� Entgeltgruppe 8

	� 1. 	� (frei)

	� 2. 	� Beschäftigte in Bauhöfen, die vom Arbeitgeber zur Leitung des Bau­
hofs in Bauhöfen mit 11 bis 19 der Leitung unterstellten Beschäftigten 
bestellt sind.

	� 3. 	� Beschäftigte in Bauhöfen, die vom Arbeitgeber zur ständigen Vertre­
tung der Leitung des Bauhofs in Bauhöfen ab 20 der Leitung unter­
stellten Beschäftigten bestellt sind.

	� Entgeltgruppe 9a

	� 1. 	� Beschäftigte von Bauhöfen, die vom Arbeitgeber zum Leiter des Bau­
hofs bestellt sind ab 20 unterstellten Beschäftigten.

	� 2. 	� (frei)

	� Anmerkungen: 

	� 1. 	� (frei) 

	� 2. 	� Zu den Entgeltgruppen 6 Fallgruppe 2, 7 Fallgruppe 2 und 3, 8 Fall­
gruppe 2 und 3 und 9a Fallgruppe 1: Unterstellte Beschäftigte in die­
sem Sinne sind alle Beschäftigten, die in einem Arbeits- oder Aus­
bildungsverhältnis zum jeweiligen Arbeitgeber stehen und der Lei­
tung des Bauhofs unterstellt sind.

10. 	� Wasserbau
	� (frei) 
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11. 	� Feuerwehrgerätewart

	� Entgeltgruppe 8

	� 1. 	� Beschäftigte mit einschlägiger mindestens dreijähriger Berufsausbil­
dung mit einschlägigen Spezialkenntnissen, die Wartungsarbeiten 
und Instandsetzungsarbeiten an komplizierten Atemschutzgeräten 
sowie an komplizierten medizinischen Geräten ausführen oder kom­
plizierte orthopädische Hilfsmittel (auch Bandagen) anfertigen oder 
instand setzen.

	� 2. 	� Beschäftigte mit einschlägiger mindestens dreijähriger Berufsausbil­
dung mit einschlägigen Spezialkenntnissen, die Prüfungs-, Wartungs- 
und Instandsetzungsarbeiten an komplizierten Atemschutzgeräten 
oder hochwertigen Mess- und Regeleinrichtungen ausführen oder im 
vorbeugenden Brandschutz tätig sind.

	� Entgeltgruppe 9a

	� Beschäftigte mit einschlägiger mindestens dreijähriger Berufsausbildung 
als Feuerwehrgerätewarte mit einschlägigen Spezialkenntnissen, die Prü­
fungs-, Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an komplizierten Atem­
schutzgeräten oder hochwertigen und komplizierten Mess- und Regelein­
richtungen oder hochwertigen Rettungsgeräten und an Feuerwehrfahr­
zeugen ausführen und im vorbeugenden Brandschutz tätig sind.

12. 	� Kanal

	� (frei) 

13. 	� Abwasser

	� (frei) 

14. 	� Wasser/Trinkwasser

	� (frei) 

15. 	� Anlagen/Beschäftigte für Anlagen

	� Entgeltgruppe 7

	� Elektrofacharbeiterinnen oder Metallfacharbeiterinnen/Elektrofacharbeiter 
oder Metallfacharbeiter in dezentralen Schaltwarten oder in dezentralen 
Lastverteilungsanlagen der Wasserwerke oder in dezentralen Schaltwar­
ten in zweistufigen Abwasserbehandlungsanlagen, die den Betrieb bzw. 
den Prozess steuern und überwachen, sowie sonstige Beschäftigte, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben.



2133

	� Entgeltgruppe 8

	� 1. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter (z. B. Fachkräfte für Abwasser-, Was­
serversorgungstechnik, Ver- und Entsorgerinnen und Ver- und Entsor­
ger), die Onlineanalysegeräte in Kläranlagen oder Trinkwasserversor­
gungsanlagen zur Bestimmung von Parametern eigenständig warten 
und instand setzen.

	� 2. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die in Kläranlagen oder Abwasserbe­
trieben oder Wasserversorgungsanlagen oder Industrieüberwachun­
gen automatische Beprobungsanlagen eigenständig warten und in­
stand setzen.

	� 3. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter mit einschlägiger mindestens drei­
jähriger Berufsausbildung, die mit der Einstellung, Nachprüfung und 
Instandsetzung komplizierter Geräte und Anlagen (z. B. Gasdruckreg­
ler, große Sprinkleranlagen, Mittelspannungsschaltanlagen) – auch im 
Kundendienst – betraut sind.

	� 4. 	 �Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die schwierige Heizungsanlagen oder 
komplizierte Maschinen oder Anlagen (z. B. Entstaubungsanlagen, 
Entgasungsanlagen, große Kompressoren, Einrichtungen zur Gewin­
nung von Trinkwasser, Trinkwasseraufbereitungsanlagen, Reduzier­
stationen; selbstregelnde Hochdruckheizungsanlagen, mechanische 
oder biologische oder mechanisch-biologische Kläranlagen mit ge­
trennter Schlammbehandlung für mindestens 5.000 Einwohnergleich­
werte oder mit zusätzlicher chemischer Fällung oder mit Chlorierungs­
anlage, Polymeraufbereitungsanlagen, hydraulische oder elektrome­
chanische Antriebe, hydraulische oder pneumatische Steuerungen, 
Klima- und Lüftungsanlagen, Blockheizkraftwerke) selbstständig war­
ten und instand setzen.

		��  Anmerkung: 
		�  Die Begriffe „schwierig“ und „kompliziert“ beziehen sich auf die Bei­

spiele in der Klammer.

	� 5. 	� Elektrofacharbeiterinnen/Elektrofacharbeiter oder Metallfacharbeite­
rinnen/Metallfacharbeiter mit Zusatzqualifikation als Kraftwerkerin/
Kraftwerker in dezentralen Schaltwarten oder dezentralen Übergabe­
stationen der Kraftwerke oder in dezentralen Lastverteilungsanlagen 
der Wasserwerke oder in dezentralen Schaltwarten in Müll-, Fern- 
und Heizkraftwerken oder in dezentralen Schaltwarten in zweistufigen 
Abwasserbehandlungsanlagen, die den Betrieb bzw. den Prozess 
steuern und überwachen, sowie sonstige Beschäftigte, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tä­
tigkeiten ausüben.

	� 6. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die mechanisch und elektronisch ge­
steuerte komplizierte Anlagenteile in Versorgungsbereichen und Ent­
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sorgungsbereichen (z. B. Klärwerken, Kanalnetzen und Wassernet­
zen, Deponien, Müllverbrennungsanlagen) selbstständig und umfas­
send warten und instand setzen.

	� 7. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die mechanisch-biologische Abfall­
behandlungsanlagen selbstständig warten und instand setzen.

	� Entgeltgruppe 9a

	� 1. 	� Elektrofacharbeiterinnen/Elektrofacharbeiter oder Metallfacharbeite­
rinnen/Metallfacharbeiter in zentralen Schaltwarten oder zentralen 
Übergabestationen der Kraftwerke oder in zentralen Lastverteilungs­
anlagen der Wasserwerke oder in zentralen Schaltwarten in Müll-, 
Fern- und Heizkraftwerken oder in zentralen Schaltwarten in zweistu­
figen Abwasserbehandlungsanlagen, die den Betrieb bzw. den Pro­
zess steuern und überwachen, sowie sonstige Beschäftigte, die auf­
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechen­
de Tätigkeiten ausüben.

	� 2. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die komplexe Anlagen im Ver- und 
Entsorgungsbereich (z. B. Schlammbehandlungsanlagen, mecha­
nisch-biologische Abfallbehandlungsanlagen) nicht nur selbstständig 
und umfassend warten und instand setzen, sondern denen für diese 
Anlagen auch die selbstständige verfahrenstechnische Betriebssteu­
erung obliegt. 

	�	�  Anmerkung: 
	�	�  Der Begriff „komplex“ bezieht sich auch auf die Beispiele in der Klam­

mer.

	� 3. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter (Elektromonteurinnen/Elektromonteu­
re, Gasmonteurinnen/Gasmonteure, Wassermonteurinnen/Wassermon­
teure und Fernwärmemonteurinnen/Fernwärmemonteure), die beson­
ders komplizierte Geräte und Anlagen (z. B. große Sondermessan­
lagen mit elektronischer Datenübertragung) selbstständig und 
verantwortlich erstellen oder prüfen, justieren und instand setzen.

16. 	� Lager

	� Entgeltgruppe 3

	� Beschäftigte in Lagern mit Hilfstätigkeiten.

	� Entgeltgruppe 4

	� 1. 	� Beschäftigte in Lagern ohne Berufsausbildung in der Tätigkeit einer 
Fachkraft für Lagerlogistik/Fachlageristin/Fachlagerist.

	� 2. 	� Lageristinnen oder Lageristen ohne dreijährige Berufsausbildung.

	� 3. 	� Lageristinnen oder Lageristen mit zweijähriger Ausbildung (Fach­
lageristin/Fachlagerist).
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	� Entgeltgruppe 5

	� 1. 	� Fachkraft für Lagerlogistik.

	� 2. 	� Beschäftigte in Lagern mit besonderer Verantwortung in besonders 
wertvollen Lagern.

	� Entgeltgruppe 6

	� Beschäftigte mit einschlägiger mindestens dreijähriger Berufsausbildung 
in Lagern mit besonderer Verantwortung in besonders wertvollen Lagern.

17. 	� Pförtnerinnen und Pförtner

	� Entgeltgruppe 3

	� Pförtnerinnen und Pförtner in Dienstgebäuden mit Publikumsverkehr.

	� Entgeltgruppe 4

	 �Pförtnerinnen und Pförtner in Dienstgebäuden mit Publikumsverkehr, die Zu­
trittsberechtigungen ausstellen oder die eine Telefonvermittlung bedienen.

	� Entgeltgruppe 5

	� Pförtnerinnen und Pförtner in größeren Dienstgebäuden auf einem größe­
ren Betriebsgelände, die neben umfangreichem Publikumsverkehr mit 
Fernsprechvermittlung auch sicherheitstechnische Kontrollen durchfüh­
ren.

18. 	� Hausmeisterinnen und Hausmeister

	� Entgeltgruppe 3

	� Hilfskräfte im Hausmeisterdienst mit Tätigkeiten, die eine eingehende 
fachliche Einarbeitung erfordern.

	� Entgeltgruppe 4

	� Hausmeisterinnen/Hausmeister ohne einschlägige Berufsausbildung.

	� Entgeltgruppe 5

	� Hausmeisterinnen/Hausmeister mit einschlägiger mindestens dreijähriger 
Berufsausbildung, z. B. im Berufsfeld des Baugewerbes, der Metallberufe, 
Anlagenbau, Montiererinnen und Montierer, Elektroberufe, holzverarbei­
tende Berufe, Gebäudereinigung, Installation, Gartenbau-, Agrar- und 
Forstberufe, Malerinnen und Lackiererinnen/Maler und Lackierer.

	� Entgeltgruppe 6

	� 1. 	� Hausmeisterinnen/Hausmeister der Entgeltgruppe 5, denen durch 
ausdrückliche Anordnung mindestens eine Hausmeisterin/ein Haus­
meister oder drei Beschäftigte mindestens der Entgeltgruppe 3 stän­
dig unterstellt sind.
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	� 2. 	� Hausmeisterinnen/Hausmeister der Entgeltgruppe 5, die mehrere Ge­
bäudekomplexe oder voneinander getrennte Gebäude mit unter­
schiedlicher Haustechnik betreuen.

	� Entgeltgruppe 7

	� Hausmeisterinnen/Hausmeister der Entgeltgruppe 5, deren Tätigkeit sich 
aufgrund erhöhter technischer Anforderungen erheblich aus der Entgelt­
gruppe 5 heraushebt (eine erhebliche Heraushebung aufgrund erhöhter 
technischer Anforderungen liegt vor, wenn die Hausmeisterinnen/Haus­
meister elektronische Schließ-, Alarm-, Brandmeldeanlagen oder Anlagen 
der Gebäudeleittechnik mit erheblich erweiterten Möglichkeiten zur Steu­
erung eigenverantwortlich zu bedienen und zu überwachen und zu kon­
figurieren haben).

	� Entgeltgruppe 8

	� Beschäftigte der Entgeltgruppe 7, deren Tätigkeit sich dadurch aus der 
Entgeltgruppe 7 heraushebt, dass ihnen die eigenverantwortliche Ent­
scheidung über die Verwendung der Mittel eines Bau- und Bewirtschaf­
tungsbudgets in einer Größenordnung von mindestens 30.000 Euro je 
Haushaltsjahr übertragen ist.

19. 	� Hauswirtschaft

	� Entgeltgruppe 2

	� 1. 	� Beschäftigte mit einfachen hauswirtschaftlichen Arbeiten.

	� 2. 	� Beschäftigte mit einfachen Hilfsarbeiten in Wäschereien und Bügle­
reien, wie Zusammenlegen oder Sortieren von Wäsche.

	� 3. 	� Beschäftigte mit einfachen Hilfsarbeiten in Nähereien, wie Flickarbei­
ten.

	� 4. 	� Beschäftigte, die Verpflegung portionieren oder ausgeben und servie­
ren.

	� Entgeltgruppe 3

	� 1. 	� Beschäftigte, die Hilfsarbeiten in Küchen verrichten, für die eine 
eingehende fachliche Einarbeitung notwendig ist.

	� 2. 	� Beschäftigte, die hauswirtschaftliche Arbeiten an komplizierten Kü­
chenmaschinen verrichten.

	� 3. 	� Handbüglerin/Handbügler und Maschinenbüglerin/Maschinenbügler 
(Maschinenplätter) ohne Prüfung.

	� 4. 	� Manglerin/Mangler.

	� 5. 	� Handwäscherin/Handwäscher und Maschinenwäscherin/Maschinen­
wäscher ohne Prüfung.

	�
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	 6. 	� Stationshilfen, die Reinigungsarbeiten in Krankenzimmern von Kran­
kenanstalten oder in Pflegeabteilungen von Altenheimen verrichten 
und Speisen und Getränke zutragen.

�	 7. 	� Wäscheabgeberinnen/Wäscheabgeber in Badeanstalten.

	� Entgeltgruppe 4

	� 1. 	� Köchinnen/Köche ohne dreijährige Berufsausbildung als Köchin/
Koch.

	� 2. 	� Näherinnen/Näher.

	� 3. 	� Beschäftigte in der Hauswirtschaft ohne Ausbildung, die in Spei­
seräumen oder Kantinen auch am Einkauf beteiligt sind, Preiskalkula­
tionen durchführen und verantwortlich Kassengeschäfte abwickeln.

20. 	� Fahrerinnen/Fahrer

	� Entgeltgruppe 3

	� Elektrokarren(wagen)fahrerinnen/Elektrokarren(wagen)fahrer und Diesel­
karren(wagen)fahrerinnen/Dieselkarren(wagen)fahrer, soweit nicht Fahre­
rinnen/Fahrer von Mehrzweckfahrzeugen oder kraftfahrzeugähnlichen 
Reinigungsmaschinen.

	� Anmerkung: 
	� Voraussetzung ist, dass keine Teilnahme am öffentlichen Straßenverkehr 

erfolgen muss.

	� Entgeltgruppe 4

	� Fahrerin/Fahrer, Kraftfahrerin/Kraftfahrer.

	� Entgeltgruppe 5

	� 1. 	� Fahrerin/Fahrer, Kraftfahrerin/Kraftfahrer von Fahrzeugen ab 3,5 t.

	�	�  Anmerkung zu Fallgruppe 1: 
	�	�  Voraussetzung ist eine Tätigkeit als Fahrerin/Fahrer im Güterkraft- 

und Personenverkehr auf öffentlichen Straßen.

	� 2. 	� Beschäftigte, die ein bewegliches Großwerkzeug/Sonderfahrzeug 
bedienen (z. B. Bagger, Kunsteisbearbeitungsmaschinen, Schneepis­
tenwalzen, Planierraupen).

	� 3. 	� Berufskraftfahrer mit einschlägiger Ausbildung und entsprechender 
Tätigkeit.

	�	�  Anmerkung zu Fallgruppe 3: 
	�	�  Voraussetzung ist eine Tätigkeit als Fahrerin/Fahrer im Güterkraft- 

und Personenverkehr auf öffentlichen Straßen.
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	� Entgeltgruppe 6

	� 1. 	� Fahrerin/Fahrer von zum öffentlichen Verkehr zugelassenen Mehr­
zweckfahrzeugen (Unimog und vergleichbare Fahrzeuge) bei regel­
mäßiger Verwendung verschiedener Anbaugeräte mit mehr als 7,5 t.

	� 2. 	� Beschäftigte der EG 5, die ein bewegliches Großwerkzeug/Sonder­
fahrzeug fahren, dessen Bedienung besondere Fachkenntnisse erfor­
dert.

	� 3. 	� Beschäftigte, die Pumpsaugfahrzeuge bedienen.

	� 4. 	� Berufskraftfahrerin/Berufskraftfahrer für Kraftfahrzeuge, deren zuläs­
siges Gesamtgewicht mehr als 7,5 t beträgt.

21. 	 Flughafen

	 (frei) 

22. 	 Theater

	 (frei) 

23. 	 Veranstaltungen

	 Entgeltgruppe 4

	� Kommunale Beschäftigte, die bei der Durchführung von Veranstaltungen 
in nicht unerheblichem Ausmaß schwierige Tätigkeiten ausüben. 

	� Entgeltgruppe 8

	� Fachkraft für Veranstaltungstechnik, die nicht als Verantwortliche im Sinne 
des § 39 VStättV benannt ist, sondern als Fachkraft gem. § 40 Abs. 5  
Nr. 4 VStättV verantwortlich entsprechende Tätigkeiten übernimmt.

	� Entgeltgruppe 9a

	� Fachkraft für Veranstaltungstechnik, die als Verantwortliche für Veran­
staltungstechnik im Sinne des § 39 VStättV benannt ist und als Ver­
antwortliche gem. § 40 VStättV tätig ist.

24. 	 Müllladerin/Mülllader

	� (frei) 

25. 	 Wertstoffhof

	� (frei) 

26. 	 Tierpflegerin/Tierpfleger

	� (frei) 
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27. 	 Weitere Tätigkeitsmerkmale

	� Entgeltgruppe 2

	� 1. 	� Garderobenpersonal, soweit nicht Entgeltgruppe 1.

	� 2. 	� Garderobenpersonal, wenn Gebühren zu kassieren sind.

	� Entgeltgruppe 3

	� 1. 	� Beschäftigte mit Hilfstätigkeiten, soweit nicht Entgeltgruppe 2.
	� 2. 	� Botin/Bote mit Aufsichtsfunktion ohne Fahrertätigkeiten.
	� 3. 	� Buchpflegerinnen/Buchpfleger in Büchereien. 
	� 4. 	� (frei) 
	� 5. 	� (frei) 
	� 6. 	� Helferinnen/Helfer in Laboratorien. 
	� 7. 	� (frei) 
	� 8. 	� (frei) 
	� 9. 	� Ordnungsleute. 
	� 10. 	� Weinkellereiarbeiterinnen/Weinkellereiarbeiter.

	� Entgeltgruppe 4
	� 1. 	� (frei) 
	� 2. 	� (frei) 
	� 3. 	� Messgehilfinnen/Messgehilfen ohne einschlägige Berufsausbildung.
	� 4. 	� Handwerkerhelferinnen/Handwerkerhelfer.
	� 5. 	� Maschinistinnen/Maschinisten.
	� 6. 	� Museumswärterinnen/Museumswärter. 
	� 7. 	� (frei) 
	� 8. 	� (frei) 
	� 9. 	� Elektroprüferinnen/Elektroprüfer.
	� 10. 	� Desinfekteurinnen/Desinfekteure.
	� 11. 	� Wägerinnen/Wäger.
	� 12.	� (frei) 
	� 13. 	� Badewärterinnen/Badewärter (Badegehilfinnen/Badegehilfen) in me­

dizinischen Bädern.

	� Entgeltgruppe 5

	� 1. 	� Beschäftigte in Werkstätten (auch werkstättliche Tätigkeiten in La­
gern) mit einschlägiger mindestens dreijähriger Berufsausbildung 
(z. B. Metall-, Holz- und Elektroberufe, Malerin und Lackiererin/Maler 
und Lackierer, Installation, Baugewerbe), die handwerkliche Tätigkei­
ten ausüben.

	� 2. 	� (frei) 
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	� Entgeltgruppe 8

	� 1. 	� Druckfacharbeiterinnen/Druckfacharbeiter (z. B. Buchdruckerinnen/
Buchdrucker) der grafischen Berufsrichtung mit besonders hochwer­
tigen Aufgaben (z. B. künstlerische Mehrfarbendrucke, mehrfarbige 
Landkartendrucke, mehrfarbige Siebdrucke).

	� 2. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter (z. B. Büromaschinenmechanikerin­
nen/Büromaschinenmechaniker), die hochwertige und komplizierte 
Rechenmaschinen und Buchungsmaschinen oder Datenverarbei­
tungsanlagen selbstständig warten und instand setzen.

	� 3. 	� Elektrofacharbeiterin/Elektrofacharbeiter, die

	�	�  a) 	� komplizierte elektrische und mechanische Schaltanlagen, Fern­
wirkanlagen, Funkanlagen, Fernsehanlagen, Fernmeldeanlagen 
und Sicherungsanlagen oder komplizierte Schutzeinrichtungen, 
Steuereinrichtungen, Messeinrichtungen und Regeleinrichtun­
gen (z. B. Generatorenschutz, Leitungsschutz, Hochspannungs­
transformatoren, Leistungsschalter) erstellen oder warten und 
instand setzen (z. B. Fehlereingrenzungen durch selbstständige 
hochfrequenztechnische oder gleich schwierige Messungen), 

	�	�  b) 	� schwierige Fehlermessarbeiten und Ortungsarbeiten an Leitun­
gen (auch Kabel) ausführen, 

	�	�  c) 	� (frei) 

	� 4. 	� Metall- oder Elektrofacharbeiterinnen/Metall- oder Elektrofacharbei­
ter, die selbstständig hochwertige Messinstrumente (darunter fallen 
nicht Hauszähler) bzw. besonders empfindliche Automaten (z. B. 
Fahrscheinautomaten mit Geldeinwurf) prüfen, warten und instand 
setzen.

	� 5. 	� Facharbeiterinnen und Facharbeiter mit einschlägigen Spezialkennt­
nissen, die Wartungsarbeiten und Instandsetzungsarbeiten an kom­
plizierten Atemschutzgeräten sowie an komplizierten medizinischen 
Geräten ausführen oder komplizierte orthopädische Hilfsmittel (auch 
Bandagen) anfertigen oder instand setzen.

	� 6. 	� Metallfacharbeiterinnen/Metallfacharbeiter oder Elektrofacharbeite­
rinnen/Elektrofacharbeiter, die Wartungsarbeiten und Instandset­
zungsarbeiten an hochwertigen und komplizierten Messeinrichtungen 
und Regeleinrichtungen ausführen (z. B. Eichen, Instandsetzen und 
Überwachen von Messgeräten und Regelgeräten oder Instandhalten 
und Eichen von Gasgeräten und chemischen Analysiergeräten oder 
Überprüfen und Eichen von Differenzdruckmessgeräten).

	� 7.	 (frei) 

	� 8. 	� (frei) 
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	� 9. 	� (frei) 

	� 10. 	� (frei) 

	� 11. 	� (frei) 

	� 12. 	� (frei) 

	� 13. 	� Elektrofacharbeiterinnen/Elektrofacharbeiter (z. B. Elektromaschinen­
monteurinnen/Elektromaschinenmonteure) mit besonders schwieri­
gen und verantwortungsvollen Prüfarbeiten, Instandsetzungsarbeiten 
an Drehstrommotoren, Umformern und Transformatoren.

	� 14. 	� Steinmetzinnen/Steinmetze, die schwierige Instandsetzungsarbeiten 
oder Restaurierungsarbeiten verrichten.

	� 15. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter in zentralen Ausbildungswerkstätten 
oder in Betriebsteilen mit Ausbildungsschwerpunkt, die Auszubilden­
de in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungs­
dauer von mindestens drei Jahren ausbilden.

	� Entgeltgruppe 9a

	� 1. 	� Facharbeiterinnen und Facharbeiter in zentralen Ausbildungswerk­
stätten oder in Betriebsteilen mit Ausbildungsschwerpunkt, die Aus­
zubildende in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbil­
dungsdauer von mindestens drei Jahren ausbilden, soweit keine 
Meisterin/kein Meister in diesem Fachbereich die Ausbildungsleitung 
innehat.

	� 2. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die komplizierte und komplexe Anla­
gen der Energieversorgungstechnik, der Steuerungstechnik, Rege­
lungstechnik und Antriebstechnik, der Meldetechnik, der Zugsiche­
rungstechnik mit Mikrocomputern oder speicherprogrammierbaren 
Steuerungen selbstständig erstellen oder instand setzen und prüfen, 
Fehler erkennen und beheben und, soweit es die Anlage erfordert, 
programmieren.

	� 3. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die komplizierte und komplexe Anla­
gen der Informationstechnik und Datentechnik, einschließlich zuge­
höriger Steuereinrichtungen und Regeleinrichtungen (z. B. rechnerge­
steuerte Zentralen, rechnergesteuerte Gefahrmeldeanlagen), selbst­
ständig erstellen oder instand setzen und prüfen, Fehler erkennen 
und beheben und, soweit es die Anlage erfordert, programmieren.

	� 4. 	� (frei) 

	� 5. 	� Elektrofacharbeiterinnen/Elektrofacharbeiter oder Metallfacharbeite­
rinnen/Metallfacharbeiter, die besonders hochwertige, sensible Mess­
instrumente, Automaten oder medizinisch-technische Geräte jeweils 
mit Mikroprozessorensteuerung selbstständig und verantwortlich 
prüfen und instand setzen sowie ggf. programmieren.
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	� 6. 	� (frei) 

	� 7. 	� Facharbeiterinnen/Facharbeiter, die an besonders komplizierten elek­
tropneumatischen, elektrohydraulischen oder elektromechanischen 
Einrichtungen mit Mikroprozessorensteuerung selbstständig Fehler 
eingrenzen und feststellen.

	� 8. 	� Elektrofacharbeiterinnen/Elektrofacharbeiter oder Metallfacharbeite­
rinnen/Metallfacharbeiter, die komplexe große Heizungsanlagen, Käl­
teanlagen und Klimaanlagen bedeutender Bereiche (z. B. OP-Berei­
che, große DV-Zentren) einschließlich Elektrotechnik (Messtechnik, 
Steuerungstechnik und Regeltechnik) selbstständig und verantwort­
lich prüfen, justieren und instand setzen.

	� 9. 	� (frei) 

	� 10. 	� (frei)

	� 11. 	� (frei) 

	� 12. 	� (frei)

	� 13. 	� (frei) 

	� 14. 	� (frei) 

	� 15. 	� (frei)“

2. 	� ABD Teil A, 2.14 wird aufgehoben.

Artikel 3 
Änderung des ABD Teil A, 3.

Das ABD Teil A, 3. wird wie folgt geändert:

Nach ABD Teil A, 3. Abschnitt IVb wird folgender Abschnitt IVc in das ABD 
aufgenommen: 

„Abschnitt IVc: Überleitung in die ab 01.01.2021 geltende Entgeltordnung  
(§§ 30–30e) (Besondere Regelungen für Beschäftigte mit handwerklichen Tätig­
keiten)

§ 30  
Geltungsbereich

Die Regelungen dieses Abschnitts gelten für Beschäftigte, soweit ab  
01.01. 2021 § 46 Teil A, 1. Anwendung findet.
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§ 30a  
Überleitung

1Die Überleitung erfolgt zum 01.01.2021 unter Beibehaltung der bisherigen 
Entgeltgruppe für die Dauer der unverändert auszuübenden Tätigkeit. 2Herab­
gruppierungen aus Anlass des Inkrafttretens des § 46 Teil A, 1. finden nicht statt.

Anmerkung zu § 30a:

1Eine Korrektur der Eingruppierung außerhalb und unabhängig vom Inkrafttre­
ten des § 46 Teil A, 1. ist möglich, wenn die vor dem 01.01.2021 getroffene 
Eingruppierungsfeststellung unzutreffend war. 2Dies gilt für den Arbeitgeber nur 
dann, wenn die rechtlichen Voraussetzungen einer korrigierenden Rückgrup­
pierung vorliegen, d.h. keine bewusste übertarifliche Eingruppierung, sondern 
Irrtum im Rahmen der Eingruppierungsentscheidung.

§ 30b  
Eingruppierung

(1) 	� Mit dem Inkrafttreten des § 46 Teil A,1. zum 01.01.2021 tritt in dessen 
Geltungsbereich Teil A, 2.13. in der ab dem 01.01.2021 geltenden Fassung 
an die Stelle der Tätigkeitsmerkmale in Teil A, 2.14. 

(2) 	� Ergibt sich nach Teil A, 2.13. in der ab 01.01.2021 geltenden Fassung  
i. V. m. § 12 Teil A, 1. eine höhere Entgeltgruppe, sind die Beschäftigten ab 
dem 01.01.2021 in die höhere Entgeltgruppe eingruppiert.

(3) 	� 1Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richtet sich nach den 
Regelungen für Höhergruppierungen in § 17 Abs. 4 Teil A, 1. mit der Maß­
gabe, dass für jeden Kalendermonat, für den die/der Beschäftigte im Jahr 
2020 Anspruch auf Entgeltzahlung hatte, ein Monat Stufenlaufzeit in der 
höheren Entgeltgruppe als zurückgelegt gilt. 2Die Anrechnung der 
Stufenlaufzeit erfolgt höchstens in dem Maße, in dem die/der Beschäftigte 
die Stufenlaufzeit der Stufe in der unteren Entgeltgruppe bereits zurück­
gelegt hat.

(3a) 	� 1Mit der Eingruppierung in die höhere Entgeltgruppe erhalten die Beschäf­
tigten eine Einmalzahlung. 2Die Höhe der Einmalzahlung richtet sich nach 
der Entgeltgruppe, in die die/der Beschäftigte höhergruppiert wird; sie be­
trägt bei

Höhergruppie­
rung nach EG

2 3 4 5 6 7 8 9a

Höhe  
Einmalzahlung 
in Euro

8.100 2.750 1.650 1.950 1.700 1.400 2.150 6.700 
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	� 3§24 Abs. 2 Teil A, 1. findet auf die Einmalzahlung Anwendung. 4Wird die/
der Beschäftigte über mehrere Entgeltgruppen höhergruppiert, sind die 
Einmalzahlungsbeträge der Entgeltgruppen, in die die/der Beschäftigte 
höhergruppiert wird und über die sie/er hinweggruppiert wurde, zu sum­
mieren. 5Für Kalendermonate im Jahr 2020, für die die/der Beschäftigte 
keinen Anspruch auf Entgeltzahlung hatte, ist die Höhe der Einmalzahlung 
um jeweils 1⁄12 zu verringern.

(4) 	� 1Für den Vollzug der Überleitung durch den Arbeitgeber gilt eine Über­
gangsfrist bis zum 15.05.2021. 2Die sich aus einer höheren Eingruppie­
rung ab 01.01.2021 ergebenden Zahlungsansprüche sowie der Anspruch 
auf die Einmalzahlung werden ab Mitteilung der neuen Eingruppierung, 
spätestens am 16.05.2021 fällig. 3Die Höhe ist rückwirkend zum 01.01.2021 
zu berechnen. 4Die Ausschlussfrist gemäß § 37 Absatz 1 Teil A, 1. für rück­
wirkende Zahlungsansprüche bis 01.01.2021 beginnt mit der Mitteilung 
der neuen Eingruppierung durch den Arbeitgeber, spätestens am 
16.05.2021 zu laufen. 5Ruht das Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt der Mit­
teilung der höheren Eingruppierung, beginnt die Frist mit der Wiederauf­
nahme der Tätigkeit.

§ 30c  
Widerspruchsrecht

(1) 	� 1Die Beschäftigten können für einen Zeitraum von 12 Monaten nach Mit­
teilung der neuen höheren Eingruppierung durch den Arbeitgeber gemäß 
§ 30b dieser schriftlich gegenüber dem Arbeitgeber widersprechen. 2Der 
Widerspruch wirkt auf den 01.01.2021 zurück. Der Anspruch auf die Ein­
malzahlung entfällt, und die Einmalzahlung ist zurückzuzahlen.

(2) 	� Ruht das Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt der Mitteilung der höheren Ein­
gruppierung, beginnt die Frist von 12 Monaten mit der Wiederaufnahme 
der Tätigkeit.

§ 30d  
Zulagen

(1) 	� §§ 3, 4, 5 der Anlage zu § 46 treten zum 01.01.2021 an die Stelle des 
Lohns bei entsprechender, vertretungsweiser oder sonstiger vorüberge­
hender auszuübender höherwertiger Tätigkeit.

(2) 	� Die Zulagen nach §§ 3 bis 5 der Anlage zu § 46 sind bis zum 16.05.2021 
rückwirkend zum 01.01.2021 zu berechnen und auszuzahlen. 

(3) 	� Sonstige Entgeltbestandteile, die neben dem Tabellenentgelt gezahlt 
werden, bleiben vom Inkrafttreten des § 46 Teil A, 1. unberührt.
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§ 30e  
Besondere Überleitungsregelungen

(1) 	� Fallen am 01.01.2021 ein Stufenaufstieg und die Höhergruppierung nach 
§ 30b zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschließend die 
Höhergruppierung.

(2) 	� Soweit die Eingruppierung oder die Zeiten inklusive betriebs- und verwal­
tungseigene Prüfung nach § 46 Teil A, 1. von der Zeit einer Tätigkeit oder 
Berufsausübung abhängt, wird die vor dem 01.01.2021 im am 01.01.2021 
bestehenden Arbeitsverhältnis zu demselben Arbeitgeber zurückgelegte 
Zeit so berücksichtigt, als wenn sie bereits unter Geltung des § 46 Teil A, 1. 
zurückgelegt worden wäre.

(3) 	� Im Übrigen gelten die Regelungen des Abschnitts IVb (§§ 29 bis 29c), so­
weit nicht vorstehend etwas anderes vereinbart.

(4) 	� Mitbestimmungsrechte der Mitarbeitervertretung bleiben unberührt.“

Artikel 4 
Inkrafttreten

Die Änderungen treten zum 1. Januar 2021 in Kraft. 
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ABD Teil A, 1. § 7a (Kurzarbeit) 
und 

Anlage J (Dienstvereinbarung zur Einführung  
von Kurzarbeit)

hier: Verlängerung der Regelung zur Kurzarbeit und 
Änderung 

Artikel 1 
Änderungen des ABD Teil A, 1.

Das ABD Teil A, 1. wird wie folgt geändert:

1. 	 Nach der Überschrift zu § 7a wird folgender Klammerzusatz eingefügt:

	 „(Diese Regelung ist befristet bis zum 31. Dezember 2021)“

2. 	� Nach der Protokollnotiz zu Absatz 1 wird folgende Protokollnotiz angefügt:
	 „Protokollnotiz zu Absatz 1 Satz 1:
	� Zielrichtung dieser Regelung sind Einrichtungen oder Einrichtungsteile, in denen pande­

miebedingt erhebliche Einnahmeeinbußen entstehen, die anders nicht ausgeglichen wer­
den können, wie z. B. Bildungs- und Tagungshäuser.“

3. 	 Die Anlage J wird wie folgt geändert:

	 a) 	 Der Titel der Anlage J wird wie folgt gefasst:

		  „Anlage J: Musterdienstvereinbarung zur Einführung von Kurzarbeit“ 

	 b) 	� In § 2 Abs. 1 Satz 1 und in § 8 Satz 1 wird das Datum „31. Dezember 
2020“ jeweils durch „31. Dezember 2021“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Änderungen treten zum 1. Januar 2021 in Kraft.

Die Regelungen des Beschlusses vom 8. April 2020 und diese Änderungen 
treten mit Ablauf des 31. Dezember 2021 außer Kraft. 
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